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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof hat kürzlich seine Rechtsprechung zu den Anforderungen an einen 
Gegenstand des täglichen Gebrauchs weiterentwickelt und entschieden, dass auch der 
Gewinn/Verlust aus dem Verkauf hochpreisiger Wirtschaftsgüter des Alltagsgebrauchs nicht 
als privates Veräußerungsgeschäft zu besteuern ist. 

Wer eine Eigentumswohnung verkauft, muss den Gewinn nicht versteuern, wenn zwischen 
Kauf und Verkauf mehr als zehn Jahre liegen. Laut einem Urteil des Finanzgerichts München 
bleibt dieser Vorteil auch dann bestehen, wenn ein Teil der Wohnung – etwa ein häusliches 
Arbeitszimmer – erst innerhalb dieser Zehnjahresfrist aus dem Betriebsvermögen in das 
Privatvermögen übernommen wurde. 

Trägt der Arbeitgeber die Kosten für einen Empfang anlässlich der Verabschiedung seines 
Arbeitnehmers in den Ruhestand, führen diese Kosten nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs bei dem Ausscheidenden nicht zu Arbeitslohn, wenn es sich bei der 
Veranstaltung um ein Fest des Arbeitgebers handelt.  

Wenn ein Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung erbringt, um dafür ein 
Entgelt zu erhalten, fällt in der Regel Umsatzsteuer an. Das Entgelt für eine Leistung muss 
dabei nicht zwangsläufig in Form einer Geldzahlung bestehen. Auch die Arbeitsleistung 
eines Arbeitnehmers kann (teilweise) Gegenleistung für eine Leistung des Unternehmers 
(Arbeitgebers) sein. Ein typisches Beispiel dafür ist die Überlassung von Kfz an das Personal 
zu dessen (auch) privater Nutzung. 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Wohnmobil im Hochpreissegment kann ein Gegenstand des 
täglichen Gebrauchs sein 
Kürzlich hat der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung zu den Anforderungen an 
einen Gegenstand des täglichen Gebrauchs nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 
weiterentwickelt und entschieden, dass auch der Gewinn/Verlust aus dem Verkauf 
hochpreisiger Wirtschaftsgüter des Alltagsgebrauchs nicht als privates 
Veräußerungsgeschäft zu besteuern ist, wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt (Az. IX R 4/25). 

Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen die Revision des Finanzamts zurück. Sie 
stellten klar, dass auch Wirtschaftsgüter, die nach dem Empfinden eines 
durchschnittlichen Betrachters als hochpreisig einzustufen sind („Luxusgüter“), unter 
diesen Begriff fallen können. Zudem finden sich im Wortlaut der Norm und in der 
Begründung des Gesetzgebers keine gewichtigen Anhaltspunkte dafür, dass ein 
„Gegenstand des täglichen Gebrauchs“ eine ausschließliche Selbstnutzung des 
Wirtschaftsguts voraussetzt. Aus diesem Grund hielt es der Bundesfinanzhof für 
unerheblich, dass die Kläger das Wohnmobil auch als Einkunftsquelle eingesetzt hatten. 

Hinweis 

„Gegenstände des täglichen Gebrauchs“ nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 
sind solche Wirtschaftsgüter, die bei objektiver Betrachtung vorrangig zur 
Nutzung angeschafft sind und dem Werteverzehr unterliegen oder kein 
Wertsteigerungspotenzial aufweisen - eine tägliche Nutzung ist nicht 
erforderlich. 

Privates Veräußerungsgeschäft hinsichtlich eines entnommenen 
Arbeitszimmers? 
Die Kläger erwarben im Jahr 2003 eine Eigentumswohnung, von der ein Raum  
(18,04 %) bis Ende 2006 als betriebliches Arbeitszimmer genutzt wurde, dem 
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Betriebsvermögen zugeordnet war und anschließend erfolgsneutral ins Privatvermögen 
überführt wurde. Nach der erfolgsneutralen Entnahme ins Privatvermögen wurde die 
Wohnung zunächst selbst genutzt, später vermietet und 2013 verkauft. Das beklagte 
Finanzamt war der Ansicht, dass mit der Entnahme des Arbeitszimmers im Jahr 2006 
eine neue 10-Jahresfrist begann und somit der auf diesen Anteil entfallende 
Veräußerungsgewinn steuerpflichtig sei. Nach Ansicht der Kläger ist das Arbeitszimmer 
kein selbstständig veräußerbares Wirtschaftsgut und die Wohnung insgesamt zu 
betrachten, sodass kein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft vorliegt. 

Das Finanzgericht München hält die Klage für begründet (Az. 13 K 1234/22). Aus dem 
Verkauf der Eigentumswohnung seien keine steuerpflichtigen Einkünfte aus einem 
privaten Veräußerungsgeschäft gemäß § 23 EStG entstanden. Nach Auffassung des 
Finanzgerichts hat mit der Entnahme des Arbeitszimmers aus dem Betriebsvermögen 
ins Privatvermögen keine separate Frist im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
begonnen. Das Grundstück sei vielmehr in seiner Gesamtheit in Bezug auf den 
Tatbestand des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zu betrachten. 

Verabschiedung eines Arbeitnehmers in den Ruhestand mit Feier 
des Arbeitgebers führt nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn 
Ein Geldinstitut (Klägerin) veranstaltete im Jahr 2019 einen Empfang in ihren 
Geschäftsräumen, um den scheidenden Vorstandsvorsitzenden zu verabschieden und 
gleichzeitig seinen Nachfolger vorzustellen. Organisation und Umsetzung oblagen der 
Personalabteilung. Die Gästeliste wurde unabhängig von der konkreten Veranstaltung 
nach geschäftsbezogenen Gesichtspunkten festgelegt. Unter den circa 300 geladenen 
Gästen befanden sich frühere und jetzige Vorstandsmitglieder der Klägerin, 
ausgewählte Mitarbeiter, der Verwaltungsrat, Angehörige des öffentlichen Lebens aus 
Politik, Verwaltung sowie bedeutenden Unternehmen und Institutionen aus der Region. 
Zudem waren Vertreter von Banken und Sparkassen, Verbänden, Kammern und 
kulturellen Einrichtungen sowie Pressevertreter anwesend. Außerdem waren acht 
Familienangehörige des scheidenden Vorstandsvorsitzenden eingeladen. Die Kosten 
für den Empfang trug die Klägerin. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die 
Kosten dem ausgeschiedenen Vorstandsvorsitzenden als Arbeitslohn zuzurechnen 
seien und nahm die Klägerin für die hierauf entfallende Lohnsteuer in Haftung.  



April 2026 – Monatsinformationen 

4 

Der Bundesfinanzhof sah das anders (Az. VI R 18/24): Wenn der Arbeitgeber eine 
Feierlichkeit finanziere, liege Arbeitslohn nur dann vor, wenn es sich um eine private 
Feier des Arbeitnehmers handele, nicht aber, wenn die Gäste anlässlich eines Festes des 
Arbeitgebers bewirtet werden. Ob es sich um ein Fest des Arbeitgebers oder ein 
solches des Arbeitnehmers handelt, sei unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls zu entscheiden. Dabei sei neben dem Anlass der Feierlichkeit auch von 
Bedeutung, wer als Gastgeber auftrete, wer die Gästeliste bestimme, wer eingeladen 
sei, wo gefeiert werde und welchen Charakter das Fest habe (betrieblich oder privat). 

Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer eines 
Gewerbetreibenden 
Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften aus Gewerbebetrieb ist im Gesetz eine Ermäßigung 
der Einkommensteuer durch die teilweise Anrechnung der Gewerbesteuer aus den 
betrieblichen Einkünften vorgesehen. Die Anrechnung erfolgt pauschal mit dem 
Vierfachen des für den Betrieb festgestellten Gewerbesteuermessbetrags. Damit wird 
vereinfacht und pauschal ein Gewerbesteuerhebesatz von 422 % auf die gewerblichen 
Einkünfte unterstellt. Wer an einer Personengesellschaft beteiligt ist, kann die gezahlte 
Gewerbesteuer anteilig auf die Einkommensteuer anrechnen. Für die Berechnung gilt es 
klare Regeln: Der Anteil am Gewerbesteuermessbetrag richtet sich ausschließlich nach 
dem allgemeinen Gewinnbeteiligungsschlüssel, wie er im Gesellschaftsvertrag 
festgelegt ist. Zusätzliche Vergütungen (Sondervergütungen), die von der Gesellschaft 
gezahlt werden – z. B. Tätigkeit als Geschäftsführer oder Miete für ein überlassenes 
Grundstück – beeinflussen den Anteil an der Gewerbesteueranrechnung nicht.  

Bei diesen Gesellschaftsbeteiligungen besteht zudem die Besonderheit, dass nur der 
Gesellschafter, der noch am Ende des Kalenderjahres beteiligt ist, die Anrechnung 
beanspruchen kann. Scheidet ein Gesellschafter also z. B. durch Kündigung, Verkauf 
seines Anteils oder auch durch Tod im Laufe des Jahres aus der Gesellschaft aus, gibt es 
keine Anrechnung der Gewerbesteuer für ihn (gilt seit 2018). 

Die Anrechnung ist der Höhe nach zweifach begrenzt. Einmal durch die Höhe der 
tatsächlich gezahlten Gewerbesteuer (trifft auf alle Betriebe zu, für deren Gemeinde ein 
Hebesatz bis 420 % gilt) und auch durch die anteilige Einkommensteuer, die auf 
gewerbliche Einkünfte entfällt. D. h. bei Verlusten aus anderen Betrieben oder 
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Einkünften oder anderen Minderungen der Einkommensteuer, z. B. für 
Veräußerungsgewinne oder die Anrechnung ausländischer Steuern, verringert sich der 
Anrechnungshöchstbetrag. 

Kann sich die Kürzung der Einkommensteuer gar nicht auswirken, weil z. B. Verluste 
oder Verlustvorträge die Steuer auf 0 Euro herabsetzen, kann die Gewerbsteuer für 
Zwecke der Anrechnung nicht auf spätere Jahre vorgetragen werden. Dagegen bereits 
erhobene verfassungsrechtliche Bedenken hat das Bundesverfassungsgericht bereits in 
zwei Verfahren abgelehnt. Auch Steuern, die bei der Veräußerung von Betrieben, 
Teilbetrieben oder Anteilen an Personengesellschaften anfallen, können bei der 
Kürzung nicht berücksichtigt werden. 

Besteuerung laufender Einnahmen aus Mitarbeiterbeteiligungen 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass laufende Vergütungen aus einer typisch stillen 
Beteiligung des Arbeitnehmers am Arbeitgeber-Unternehmen, die auf diesem 
Sonderrechtsverhältnis beruhen, ausschließlich der Besteuerung nach dieser Vorschrift 
unterliegen, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 Nr. 4 des 
Einkommensteuergesetzes (Einkünfte als Einkünfte aus Kapitalvermögen) erfüllt sind 
(Az. VIII R 13/23). 

Der Bundesfinanzhof hat die Revision des Finanzamts zurückgewiesen. Das 
Finanzgericht Baden-Württemberg habe im Ergebnis zutreffend erkannt, dass die 
Gewinnanteile des Klägers aus dessen stiller Beteiligung am Unternehmen der GmbH 
gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 EStG zu den Einkünften des Klägers aus Kapitalvermögen 
gehören. Die dem Kläger zugeflossenen Gewinnanteile seien weder ganz noch teilweise 
den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit (§ 19 EStG) zuzuordnen, da sie allein 
durch das Sonderrechtsverhältnis der typisch stillen Beteiligung des Klägers am 
Unternehmen der GmbH veranlasst sind. Die Veranlassung einer Zahlung durch ein 
gesellschaftsrechtliches Sonderrechtsverhältnis, welche zu einer Zuwendung außerhalb 
des Einkünfteerzielungstatbestands in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG führt, setze voraus, 
dass dieses Rechtsverhältnis wirksam begründet worden ist, die Bedingungen des 
Sonderrechtsverhältnisses ernsthaft vereinbart sowie durchgeführt worden sind und 
das Sonderrechtsverhältnis im Hinblick auf seine Ausgestaltung einen eigenen 
wirtschaftlichen Gehalt neben dem Arbeitsverhältnis aufweist. 
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Lohnsteuer-Pauschalierung und 20-Arbeitnehmer-Grenze 
Im konkreten Fall hatte der Kläger, Inhaber eines Gewerbebetriebs, im Jahr 2022 seinen 
insgesamt 16 Arbeitnehmern u. a. sog. SteuersparCards und eine „Bank Karte 
Extrageld“ als zusätzliche Leistungen (Gutscheine) übergeben, ohne hierfür Lohnsteuer 
anzumelden. Das beklagte Finanzamt qualifizierte die Zuwendungen als 
steuerpflichtige Geldleistungen und setzte pauschal Lohnsteuer i. H. v. 25 Prozent fest. 
Die Behörde versagte die Steuerfreiheit für Sachbezüge nach § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG. 

Das Finanzgericht Münster entschied, dass eine pauschale Lohnsteuer-Nachforderung 
nach § 40 Abs. 1 EStG bei lediglich 16 betroffenen Arbeitnehmern mangels „größerer 
Zahl von Fällen“ und fehlender Ermessensausübung rechtswidrig ist und hat damit die 
Grenzen der Lohnsteuer-Pauschalierung nach § 40 Abs. 1 EStG präzisiert (Az. 6 K 
2300/23 L). Nach herrschender Meinung u. a. in der Rechtsprechung sei eine solche 
größere Zahl erst ab mindestens 20 betroffenen Arbeitnehmern anzunehmen. Diese 
Grenze sah das Finanzgericht Münster auch im Streitfall als maßgeblich an. Des 
Weiteren stellte das Finanzgericht klar, dass die Voraussetzungen des § 40 Abs. 1 EStG 
bereits nicht vorlagen, sodass es nicht darauf ankommt, ob der Kläger Geld- oder 
Sachleistungen an seine Arbeitnehmer zugewendet hat. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Regelungen zur umsatzsteuerlichen Behandlung der Kfz-
Überlassung an Arbeitnehmer bekräftigt 
Wenn ein Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung erbringt, um dafür 
ein Entgelt zu erhalten, fällt in der Regel Umsatzsteuer an. Das Entgelt für eine Leistung 
muss dabei nicht zwangsläufig in Form einer Geldzahlung bestehen. Auch die 
Arbeitsleistung eines Arbeitnehmers kann (teilweise) Gegenleistung für eine Leistung 
des Unternehmers (Arbeitgebers) sein. Ein typisches Beispiel dafür ist die Überlassung 
von Kfz an das Personal zu dessen (auch) privater Nutzung.  

Mit einem aktuellen Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen erfolgt die 
Umsetzung und Veröffentlichung von Rechtsprechung, mit der die Auffassung der 
Finanzverwaltung bestätigt worden ist (Az. III C 3 - S 7117-e/00003/005/058). Diese 
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wird weiter konkretisiert und detaillierter dargestellt. Regelmäßig liegt eine entgeltliche 
sonstige Leistung eines Unternehmers vor, wenn der Unternehmer (Arbeitgeber) 
seinem Arbeitnehmer ein Fahrzeug (auch) zur Privatnutzung überlässt. Das BMF-
Schreiben stellt klar, dass der für einen Leistungsaustausch notwendige 
Zusammenhang zwischen Arbeitsleistung und Kfz-Überlassung besteht, wenn die 
Fahrzeugüberlassung im Arbeitsvertrag geregelt ist und tatsächlich in Anspruch 
genommen wird, entsprechende (auch mündliche) Abreden bestehen, es der faktischen 
betrieblichen Übung entspricht oder der Grund dafür ist, warum der Arbeitnehmer das 
Arbeitsverhältnis angetreten hat. Nur in Ausnahmefällen liegt eine unentgeltliche 
Überlassung eines Kfz vor, z. B., wenn die vereinbarte private Nutzung des Fahrzeugs 
derart gering ist, dass sie für die Gehaltsbemessung keine wirtschaftliche Rolle spielt 
und nach den objektiven Gegebenheiten eine weitergehende private 
Nutzungsmöglichkeit ausscheidet. Da die Überlassung eine 100%ig unternehmerische 
Nutzung darstellt, kann bei Vorliegen der Voraussetzungen ein Vorsteuerabzug aus der 
Anschaffung und den laufenden Kosten für das Kfz in Anspruch genommen werden.  

Hinweis 

Zur Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer gibt es umfangreiche Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen, die sowohl die umsatzsteuerrechtlichen als 
auch die lohnsteuerrechtlichen Aspekte verdeutlichen. Diese enthalten sowohl 
Sonderregelungen zur E-Mobilität als auch zur Überlassung von Fahrrädern, E-
Bikes oder E-Roller. Da in diesem Bereich ein umfassender Gestaltungsspielraum 
besteht, ist die Unterstützung durch einen steuerlichen Berater angezeigt. 

Versehentliche Doppelbesteuerung oder nicht ordnungsgemäße 
Umsatzbesteuerung beim Reverse-Charge-Verfahren 
Die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens im Umsatzsteuerrecht wird häufig 
übersehen, was mitunter zu einer versehentlichen Doppelbesteuerung oder einer nicht 
ordnungsgemäßen Umsatzbesteuerung führen kann. Das Reverse-Charge-Verfahren 
bedeutet, dass in bestimmten Fällen nicht der leistende Unternehmer, sondern der 
Leistungsempfänger die Umsatzsteuer schuldet. Dies gilt insbesondere bei sonstigen 
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Leistungen von im Ausland ansässigen Unternehmen. Gerade in diesen Fällen wird 
häufig übersehen, dass auch Kleinunternehmer, pauschalierender Land- und Forstwirt 
oder ein Unternehmer mit ausschließlich steuerfreien Umsätzen die Umsatzsteuer für 
die an sie erbrachten sonstigen Leistungen schulden - selbst dann, wenn die Leistung 
privat genutzt wird. 

Das Hauptproblem entsteht, wenn das Reverse-Charge-Verfahren nicht erkannt wird. 
Dann kann es zu einer doppelten Besteuerung kommen oder eine Korrektur ist später 
mitunter nicht so einfach durchzuführen, etwa wenn der leistende Unternehmer nicht 
mehr existiert. Um dies zu vermeiden, sollten sich Unternehmen mit den Tatbeständen 
des § 13b UStG vertraut machen und bei Rechnungen insbesondere von im Ausland 
ansässigen Unternehmen immer prüfen, ob das Reverse-Charge-Verfahren 
anzuwenden ist. Besonders bei Rechnungen ohne ausgewiesene Umsatzsteuer oder 
mit Hinweis auf die Steuerschuldnerschaft ist Vorsicht geboten! 

Wird der Fehler bemerkt, muss der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer unverzüglich 
nachmelden und die Voranmeldung bzw. Jahreserklärung berichtigen. Die 
Bemessungsgrundlage ist das gezahlte Entgelt. Hat der leistende Unternehmer 
fälschlich Umsatzsteuer ausgewiesen und der Empfänger den Bruttobetrag gezahlt, ist 
der Bruttobetrag die umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage. Es entsteht in 
diesem Fall tatsächlich (zumindest anteilig) Umsatzsteuer auf Umsatzsteuer. Dies gilt es 
zu vermeiden! 

Hinweis 

Im Zweifel sollte immer davon ausgegangen werden, dass die 
Steuerschuldnerschaft auf den Empfänger übergeht. Bei Unsicherheiten 
empfiehlt sich die Abstimmung mit dem Steuerberater. Auch Leistungen, die 
Online in Anspruch genommen werden, z. B. das Herunterladen eines 
Programms, eine Aktualisierung von Software, die Fernwartung von Geräten 
oder Anlagen müssen in den Blick genommen werden. Immer, wenn das 
leistende Unternehmen im Ausland ansässig ist, geht die Umsatzsteuerschuld 
über! Die korrekte Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens ist entscheidend, 
um steuerliche Nachteile und Doppelbesteuerung zu vermeiden. 
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Sonstiges 

Verfassungsbeschwerde gegen Verlängerung der 
Mietpreisbremse bis 2025 scheitert 
Die Mietpreisbremse, die Mieterinnen und Mieter vor Preiserhöhungen schützen soll, 
wurde seit dem Jahr 2015 immer wieder verlängert. Die im Jahr 2020 beschlossene 
Verlängerung der Mietpreisbremse bis 2025 hat einer verfassungsrechtlichen Prüfung 
standgehalten - das Bundesverfassungsgericht entschied, dass eine Regulierung der 
Miethöhe auch weiterhin gerechtfertigt war (Az. 1 BvR 183/25). 

Im konkreten Fall hatte eine Gesellschaft, die Eigentümerin und Vermieterin einer in 
Berlin gelegenen Wohnung ist, Verfassungsbeschwerde erhoben. Das 
Bundesverfassungsgericht nahm diese mangels hinreichender Erfolgsaussicht nicht zur 
Entscheidung an. Die verlängerte Mietpreisbremse verletze nach wie vor nicht das 
Grundrecht auf Eigentum. Nach Auffassung der Richter stellt die Regulierung der 
Miethöhe bei Mietbeginn keinen gravierenden Eingriff in die Eigentumsfreiheit dar, da 
Art. 14 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht die profitabelste Nutzung des Eigentums 
schütze. 

Keine Übertragung des Arbeitnehmer-Anscheinsbeweises auf 
Gesellschafter-Geschäftsführer 
Im Streitfall ging es um die steuerliche Behandlung der Nutzung eines betrieblichen 
Fahrzeugs durch einen Gesellschafter-Geschäftsführer. Das Finanzamt hatte einen 
lohnsteuerrechtlich erheblichen Vorteil angesetzt und sich dabei auf die 
Rechtsprechung des VI. Senats des Bundesfinanzhofs gestützt. Danach spricht bei 
Arbeitnehmern ein Anscheinsbeweis dafür, dass ein vom Arbeitgeber zur privaten 
Nutzung überlassener Dienstwagen auch tatsächlich privat genutzt wird. Der Kläger 
wandte ein, dass eine solche tatsächliche Vermutung im vorliegenden Fall nicht greife, 
insbesondere wenn eine private Nutzung nicht ausdrücklich gestattet oder sogar 
untersagt sei. 

Der Bundesfinanzhof stellte zunächst klar, dass die Rechtsprechung des VI. Senats auf 
die Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses zugeschnitten ist (Az. I B 17/24). Bei 
Arbeitnehmern bestehe typischerweise ein Über-/Unterordnungsverhältnis, in dem die 
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private Nutzungsmöglichkeit regelmäßig arbeitsvertraglich geregelt sei. Werde ein 
Dienstwagen zur privaten Nutzung überlassen, könne deshalb typischerweise auf eine 
entsprechende tatsächliche Nutzung geschlossen werden. Diese Grundsätze seien 
jedoch nicht ohne Weiteres auf Gesellschafter-Geschäftsführer übertragbar. Deren 
Stellung unterscheide sich wesentlich von der eines Arbeitnehmers, insbesondere wenn 
sie beherrschenden Einfluss auf die Gesellschaft ausüben. Die Beurteilung einer 
Privatnutzung habe hier nicht nur lohnsteuerliche, sondern auch gesellschaftsrechtliche 
und körperschaftsteuerliche Implikationen, etwa im Hinblick auf eine verdeckte 
Gewinnausschüttung. Bei einer unbefugten Privatnutzung fehle es zudem an einer 
wirksamen Überlassung zur privaten Nutzung. In solchen Fällen könne nicht allein aus 
dem Umstand, dass ein Fahrzeug zum betrieblichen Vermögen gehört und dem 
Geschäftsführer zur Verfügung steht, auf eine steuerlich relevante Privatnutzung 
geschlossen werden. Der bloße Zugriff auf das Fahrzeug ersetze nicht den Nachweis 
einer tatsächlichen privaten Verwendung. Für die Annahme eines lohnsteuerrechtlich 
erheblichen Vorteils bedarf es vielmehr konkreter Feststellungen zur tatsächlichen 
Privatnutzung. 

Arbeitsrecht 

Mindestlohn und Geringfügigkeitsgrenze 2026 
Durch die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns ab 01.01.2026 auf 13,90 Euro 
beträgt die neue Minijob-Grenze 603 Euro im Monat. Ein Minijobber kann also 
monatlich regelmäßig bis zu 603 Euro verdienen, dabei sind Verdienstschwankungen, 
also geringe Über- und Unterschreitungen der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze 
möglich. Bei einem ganzjährig ausgeübten Minijob darf allerdings das Jahresentgelt die 
Verdienstgrenze von 7.236 Euro (Jahr 2025: 6.672 Euro) nicht überschreiten. 

Durch die Anhebung der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze seit 01.01.2026 auf 603 
Euro umfasst der Übergangsbereich 2026 für sog. Midijobs den monatlichen 
Entgeltbereich von 603,01 - 2.000 Euro. Bei Beschäftigungen im Übergangsbereich 
handelt es sich im Gegensatz zu den Minijobs um versicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse. Für die Beitragsberechnung und Beitragstragung bei 
Beschäftigungen im Übergangsbereich gelten besondere Regelungen. Im Ergebnis 
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haben die Arbeitnehmer im Übergangsbereich gegenüber dem Arbeitgeber einen 
reduzierten Beitragsanteil zu den einzelnen Versicherungszweigen zu tragen. 

Ab dem 01.07.2026 haben geringfügig entlohnte Beschäftigte die Möglichkeit auf 
einmalige Aufhebung der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht für zukünftige 
Entgeltabrechnungszeiträume. Die neuen Geringfügigkeits-Richtlinien 2026 führen die 
Voraussetzungen hierzu aus. Nach bisheriger Rechtslage konnten Minijobber, die sich 
in der Vergangenheit für eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
entschieden haben, die Befreiung nicht mehr rückgängig machen. Mit dieser Änderung 
wird es geringfügig Beschäftigten ab Juli 2026 ermöglicht, eine bereits erfolgte 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht einmalig auf Antrag aufheben zu lassen 
und damit wieder versicherungspflichtig in der Rentenversicherung zu werden. 

Impressum  

© 2026 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg 
(Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige 
Darstellung und ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. 

Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Die Verwendung der Inhalte 
und Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der DATEV eG. 

Eine Nutzung für Zwecke des Text- und Datamining (§ 44b UrhG) sowie für Zwecke der Entwicklung, des 
Trainings und der Anwendung (ggf. generativer) Künstlicher Intelligenz, wie auch die Zusammenfassung 
und Bearbeitung des Werkes durch Künstliche Intelligenz ist nicht gestattet. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung April/Mai 2026 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.04.20261 11.05.20262 

Umsatzsteuer 10.04.20263 11.05.20264 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 13.04.2026 15.05.2026 

Scheck6 10.04.2026 11.05.2026 

Gewerbesteuer entfällt 15.05.2026 

Grundsteuer entfällt 15.05.2026 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 entfällt 18.05.2026 

Scheck6 entfällt 15.05.2026 

Sozialversicherung7 28.04.2026 27.05.2026 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2026/22.05.2026, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof hat kürzlich seine Rechtsprechung zu den Anforderungen an einen 
Gegenstand des täglichen Gebrauchs weiterentwickelt und entschieden, dass auch der 
Gewinn/Verlust aus dem Verkauf hochpreisiger Wirtschaftsgüter des Alltagsgebrauchs nicht 
als privates Veräußerungsgeschäft zu besteuern ist. 

Wer eine Eigentumswohnung verkauft, muss den Gewinn nicht versteuern, wenn zwischen 
Kauf und Verkauf mehr als zehn Jahre liegen. Laut einem Urteil des Finanzgerichts München 
bleibt dieser Vorteil auch dann bestehen, wenn ein Teil der Wohnung – etwa ein häusliches 
Arbeitszimmer – erst innerhalb dieser Zehnjahresfrist aus dem Betriebsvermögen in das 
Privatvermögen übernommen wurde. 

Trägt der Arbeitgeber die Kosten für einen Empfang anlässlich der Verabschiedung seines 
Arbeitnehmers in den Ruhestand, führen diese Kosten nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs bei dem Ausscheidenden nicht zu Arbeitslohn, wenn es sich bei der 
Veranstaltung um ein Fest des Arbeitgebers handelt.  

Wenn ein Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung erbringt, um dafür ein 
Entgelt zu erhalten, fällt in der Regel Umsatzsteuer an. Das Entgelt für eine Leistung muss 
dabei nicht zwangsläufig in Form einer Geldzahlung bestehen. Auch die Arbeitsleistung 
eines Arbeitnehmers kann (teilweise) Gegenleistung für eine Leistung des Unternehmers 
(Arbeitgebers) sein. Ein typisches Beispiel dafür ist die Überlassung von Kfz an das Personal 
zu dessen (auch) privater Nutzung. 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Wohnmobil im Hochpreissegment kann ein Gegenstand des 
täglichen Gebrauchs sein 
Kürzlich hat der Bundesfinanzhof seine Rechtsprechung zu den Anforderungen an 
einen Gegenstand des täglichen Gebrauchs nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 
weiterentwickelt und entschieden, dass auch der Gewinn/Verlust aus dem Verkauf 
hochpreisiger Wirtschaftsgüter des Alltagsgebrauchs nicht als privates 
Veräußerungsgeschäft zu besteuern ist, wenn der Zeitraum zwischen Anschaffung und 
Veräußerung nicht mehr als ein Jahr beträgt (Az. IX R 4/25). 

Die Richter des Bundesfinanzhofs wiesen die Revision des Finanzamts zurück. Sie 
stellten klar, dass auch Wirtschaftsgüter, die nach dem Empfinden eines 
durchschnittlichen Betrachters als hochpreisig einzustufen sind („Luxusgüter“), unter 
diesen Begriff fallen können. Zudem finden sich im Wortlaut der Norm und in der 
Begründung des Gesetzgebers keine gewichtigen Anhaltspunkte dafür, dass ein 
„Gegenstand des täglichen Gebrauchs“ eine ausschließliche Selbstnutzung des 
Wirtschaftsguts voraussetzt. Aus diesem Grund hielt es der Bundesfinanzhof für 
unerheblich, dass die Kläger das Wohnmobil auch als Einkunftsquelle eingesetzt hatten. 

Hinweis 

„Gegenstände des täglichen Gebrauchs“ nach § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 2 Satz 2 EStG 
sind solche Wirtschaftsgüter, die bei objektiver Betrachtung vorrangig zur 
Nutzung angeschafft sind und dem Werteverzehr unterliegen oder kein 
Wertsteigerungspotenzial aufweisen - eine tägliche Nutzung ist nicht 
erforderlich. 

Privates Veräußerungsgeschäft hinsichtlich eines entnommenen 
Arbeitszimmers? 
Die Kläger erwarben im Jahr 2003 eine Eigentumswohnung, von der ein Raum  
(18,04 %) bis Ende 2006 als betriebliches Arbeitszimmer genutzt wurde, dem 
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Betriebsvermögen zugeordnet war und anschließend erfolgsneutral ins Privatvermögen 
überführt wurde. Nach der erfolgsneutralen Entnahme ins Privatvermögen wurde die 
Wohnung zunächst selbst genutzt, später vermietet und 2013 verkauft. Das beklagte 
Finanzamt war der Ansicht, dass mit der Entnahme des Arbeitszimmers im Jahr 2006 
eine neue 10-Jahresfrist begann und somit der auf diesen Anteil entfallende 
Veräußerungsgewinn steuerpflichtig sei. Nach Ansicht der Kläger ist das Arbeitszimmer 
kein selbstständig veräußerbares Wirtschaftsgut und die Wohnung insgesamt zu 
betrachten, sodass kein steuerpflichtiges privates Veräußerungsgeschäft vorliegt. 

Das Finanzgericht München hält die Klage für begründet (Az. 13 K 1234/22). Aus dem 
Verkauf der Eigentumswohnung seien keine steuerpflichtigen Einkünfte aus einem 
privaten Veräußerungsgeschäft gemäß § 23 EStG entstanden. Nach Auffassung des 
Finanzgerichts hat mit der Entnahme des Arbeitszimmers aus dem Betriebsvermögen 
ins Privatvermögen keine separate Frist im Sinne des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG 
begonnen. Das Grundstück sei vielmehr in seiner Gesamtheit in Bezug auf den 
Tatbestand des § 23 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG zu betrachten. 

Verabschiedung eines Arbeitnehmers in den Ruhestand mit Feier 
des Arbeitgebers führt nicht zu steuerpflichtigem Arbeitslohn 
Ein Geldinstitut (Klägerin) veranstaltete im Jahr 2019 einen Empfang in ihren 
Geschäftsräumen, um den scheidenden Vorstandsvorsitzenden zu verabschieden und 
gleichzeitig seinen Nachfolger vorzustellen. Organisation und Umsetzung oblagen der 
Personalabteilung. Die Gästeliste wurde unabhängig von der konkreten Veranstaltung 
nach geschäftsbezogenen Gesichtspunkten festgelegt. Unter den circa 300 geladenen 
Gästen befanden sich frühere und jetzige Vorstandsmitglieder der Klägerin, 
ausgewählte Mitarbeiter, der Verwaltungsrat, Angehörige des öffentlichen Lebens aus 
Politik, Verwaltung sowie bedeutenden Unternehmen und Institutionen aus der Region. 
Zudem waren Vertreter von Banken und Sparkassen, Verbänden, Kammern und 
kulturellen Einrichtungen sowie Pressevertreter anwesend. Außerdem waren acht 
Familienangehörige des scheidenden Vorstandsvorsitzenden eingeladen. Die Kosten 
für den Empfang trug die Klägerin. Das Finanzamt vertrat die Auffassung, dass die 
Kosten dem ausgeschiedenen Vorstandsvorsitzenden als Arbeitslohn zuzurechnen 
seien und nahm die Klägerin für die hierauf entfallende Lohnsteuer in Haftung.  
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Der Bundesfinanzhof sah das anders (Az. VI R 18/24): Wenn der Arbeitgeber eine 
Feierlichkeit finanziere, liege Arbeitslohn nur dann vor, wenn es sich um eine private 
Feier des Arbeitnehmers handele, nicht aber, wenn die Gäste anlässlich eines Festes des 
Arbeitgebers bewirtet werden. Ob es sich um ein Fest des Arbeitgebers oder ein 
solches des Arbeitnehmers handelt, sei unter Berücksichtigung aller Umstände des 
Einzelfalls zu entscheiden. Dabei sei neben dem Anlass der Feierlichkeit auch von 
Bedeutung, wer als Gastgeber auftrete, wer die Gästeliste bestimme, wer eingeladen 
sei, wo gefeiert werde und welchen Charakter das Fest habe (betrieblich oder privat). 

Anrechnung der Gewerbesteuer auf die Einkommensteuer eines 
Gewerbetreibenden 
Bei Steuerpflichtigen mit Einkünften aus Gewerbebetrieb ist im Gesetz eine Ermäßigung 
der Einkommensteuer durch die teilweise Anrechnung der Gewerbesteuer aus den 
betrieblichen Einkünften vorgesehen. Die Anrechnung erfolgt pauschal mit dem 
Vierfachen des für den Betrieb festgestellten Gewerbesteuermessbetrags. Damit wird 
vereinfacht und pauschal ein Gewerbesteuerhebesatz von 422 % auf die gewerblichen 
Einkünfte unterstellt. Wer an einer Personengesellschaft beteiligt ist, kann die gezahlte 
Gewerbesteuer anteilig auf die Einkommensteuer anrechnen. Für die Berechnung gilt es 
klare Regeln: Der Anteil am Gewerbesteuermessbetrag richtet sich ausschließlich nach 
dem allgemeinen Gewinnbeteiligungsschlüssel, wie er im Gesellschaftsvertrag 
festgelegt ist. Zusätzliche Vergütungen (Sondervergütungen), die von der Gesellschaft 
gezahlt werden – z. B. Tätigkeit als Geschäftsführer oder Miete für ein überlassenes 
Grundstück – beeinflussen den Anteil an der Gewerbesteueranrechnung nicht.  

Bei diesen Gesellschaftsbeteiligungen besteht zudem die Besonderheit, dass nur der 
Gesellschafter, der noch am Ende des Kalenderjahres beteiligt ist, die Anrechnung 
beanspruchen kann. Scheidet ein Gesellschafter also z. B. durch Kündigung, Verkauf 
seines Anteils oder auch durch Tod im Laufe des Jahres aus der Gesellschaft aus, gibt es 
keine Anrechnung der Gewerbesteuer für ihn (gilt seit 2018). 

Die Anrechnung ist der Höhe nach zweifach begrenzt. Einmal durch die Höhe der 
tatsächlich gezahlten Gewerbesteuer (trifft auf alle Betriebe zu, für deren Gemeinde ein 
Hebesatz bis 420 % gilt) und auch durch die anteilige Einkommensteuer, die auf 
gewerbliche Einkünfte entfällt. D. h. bei Verlusten aus anderen Betrieben oder 
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Einkünften oder anderen Minderungen der Einkommensteuer, z. B. für 
Veräußerungsgewinne oder die Anrechnung ausländischer Steuern, verringert sich der 
Anrechnungshöchstbetrag. 

Kann sich die Kürzung der Einkommensteuer gar nicht auswirken, weil z. B. Verluste 
oder Verlustvorträge die Steuer auf 0 Euro herabsetzen, kann die Gewerbsteuer für 
Zwecke der Anrechnung nicht auf spätere Jahre vorgetragen werden. Dagegen bereits 
erhobene verfassungsrechtliche Bedenken hat das Bundesverfassungsgericht bereits in 
zwei Verfahren abgelehnt. Auch Steuern, die bei der Veräußerung von Betrieben, 
Teilbetrieben oder Anteilen an Personengesellschaften anfallen, können bei der 
Kürzung nicht berücksichtigt werden. 

Besteuerung laufender Einnahmen aus Mitarbeiterbeteiligungen 
Der Bundesfinanzhof entschied, dass laufende Vergütungen aus einer typisch stillen 
Beteiligung des Arbeitnehmers am Arbeitgeber-Unternehmen, die auf diesem 
Sonderrechtsverhältnis beruhen, ausschließlich der Besteuerung nach dieser Vorschrift 
unterliegen, wenn die tatbestandlichen Voraussetzungen des § 20 Abs. 1 Nr. 4 des 
Einkommensteuergesetzes (Einkünfte als Einkünfte aus Kapitalvermögen) erfüllt sind 
(Az. VIII R 13/23). 

Der Bundesfinanzhof hat die Revision des Finanzamts zurückgewiesen. Das 
Finanzgericht Baden-Württemberg habe im Ergebnis zutreffend erkannt, dass die 
Gewinnanteile des Klägers aus dessen stiller Beteiligung am Unternehmen der GmbH 
gemäß § 20 Abs. 1 Nr. 4 EStG zu den Einkünften des Klägers aus Kapitalvermögen 
gehören. Die dem Kläger zugeflossenen Gewinnanteile seien weder ganz noch teilweise 
den Einkünften aus nichtselbstständiger Arbeit (§ 19 EStG) zuzuordnen, da sie allein 
durch das Sonderrechtsverhältnis der typisch stillen Beteiligung des Klägers am 
Unternehmen der GmbH veranlasst sind. Die Veranlassung einer Zahlung durch ein 
gesellschaftsrechtliches Sonderrechtsverhältnis, welche zu einer Zuwendung außerhalb 
des Einkünfteerzielungstatbestands in § 19 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 EStG führt, setze voraus, 
dass dieses Rechtsverhältnis wirksam begründet worden ist, die Bedingungen des 
Sonderrechtsverhältnisses ernsthaft vereinbart sowie durchgeführt worden sind und 
das Sonderrechtsverhältnis im Hinblick auf seine Ausgestaltung einen eigenen 
wirtschaftlichen Gehalt neben dem Arbeitsverhältnis aufweist. 
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Lohnsteuer-Pauschalierung und 20-Arbeitnehmer-Grenze 
Im konkreten Fall hatte der Kläger, Inhaber eines Gewerbebetriebs, im Jahr 2022 seinen 
insgesamt 16 Arbeitnehmern u. a. sog. SteuersparCards und eine „Bank Karte 
Extrageld“ als zusätzliche Leistungen (Gutscheine) übergeben, ohne hierfür Lohnsteuer 
anzumelden. Das beklagte Finanzamt qualifizierte die Zuwendungen als 
steuerpflichtige Geldleistungen und setzte pauschal Lohnsteuer i. H. v. 25 Prozent fest. 
Die Behörde versagte die Steuerfreiheit für Sachbezüge nach § 8 Abs. 2 Satz 11 EStG. 

Das Finanzgericht Münster entschied, dass eine pauschale Lohnsteuer-Nachforderung 
nach § 40 Abs. 1 EStG bei lediglich 16 betroffenen Arbeitnehmern mangels „größerer 
Zahl von Fällen“ und fehlender Ermessensausübung rechtswidrig ist und hat damit die 
Grenzen der Lohnsteuer-Pauschalierung nach § 40 Abs. 1 EStG präzisiert (Az. 6 K 
2300/23 L). Nach herrschender Meinung u. a. in der Rechtsprechung sei eine solche 
größere Zahl erst ab mindestens 20 betroffenen Arbeitnehmern anzunehmen. Diese 
Grenze sah das Finanzgericht Münster auch im Streitfall als maßgeblich an. Des 
Weiteren stellte das Finanzgericht klar, dass die Voraussetzungen des § 40 Abs. 1 EStG 
bereits nicht vorlagen, sodass es nicht darauf ankommt, ob der Kläger Geld- oder 
Sachleistungen an seine Arbeitnehmer zugewendet hat. 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Regelungen zur umsatzsteuerlichen Behandlung der Kfz-
Überlassung an Arbeitnehmer bekräftigt 
Wenn ein Unternehmer eine Lieferung oder eine sonstige Leistung erbringt, um dafür 
ein Entgelt zu erhalten, fällt in der Regel Umsatzsteuer an. Das Entgelt für eine Leistung 
muss dabei nicht zwangsläufig in Form einer Geldzahlung bestehen. Auch die 
Arbeitsleistung eines Arbeitnehmers kann (teilweise) Gegenleistung für eine Leistung 
des Unternehmers (Arbeitgebers) sein. Ein typisches Beispiel dafür ist die Überlassung 
von Kfz an das Personal zu dessen (auch) privater Nutzung.  

Mit einem aktuellen Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen erfolgt die 
Umsetzung und Veröffentlichung von Rechtsprechung, mit der die Auffassung der 
Finanzverwaltung bestätigt worden ist (Az. III C 3 - S 7117-e/00003/005/058). Diese 
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wird weiter konkretisiert und detaillierter dargestellt. Regelmäßig liegt eine entgeltliche 
sonstige Leistung eines Unternehmers vor, wenn der Unternehmer (Arbeitgeber) 
seinem Arbeitnehmer ein Fahrzeug (auch) zur Privatnutzung überlässt. Das BMF-
Schreiben stellt klar, dass der für einen Leistungsaustausch notwendige 
Zusammenhang zwischen Arbeitsleistung und Kfz-Überlassung besteht, wenn die 
Fahrzeugüberlassung im Arbeitsvertrag geregelt ist und tatsächlich in Anspruch 
genommen wird, entsprechende (auch mündliche) Abreden bestehen, es der faktischen 
betrieblichen Übung entspricht oder der Grund dafür ist, warum der Arbeitnehmer das 
Arbeitsverhältnis angetreten hat. Nur in Ausnahmefällen liegt eine unentgeltliche 
Überlassung eines Kfz vor, z. B., wenn die vereinbarte private Nutzung des Fahrzeugs 
derart gering ist, dass sie für die Gehaltsbemessung keine wirtschaftliche Rolle spielt 
und nach den objektiven Gegebenheiten eine weitergehende private 
Nutzungsmöglichkeit ausscheidet. Da die Überlassung eine 100%ig unternehmerische 
Nutzung darstellt, kann bei Vorliegen der Voraussetzungen ein Vorsteuerabzug aus der 
Anschaffung und den laufenden Kosten für das Kfz in Anspruch genommen werden.  

Hinweis 

Zur Fahrzeugüberlassung an Arbeitnehmer gibt es umfangreiche Schreiben des 
Bundesministeriums der Finanzen, die sowohl die umsatzsteuerrechtlichen als 
auch die lohnsteuerrechtlichen Aspekte verdeutlichen. Diese enthalten sowohl 
Sonderregelungen zur E-Mobilität als auch zur Überlassung von Fahrrädern, E-
Bikes oder E-Roller. Da in diesem Bereich ein umfassender Gestaltungsspielraum 
besteht, ist die Unterstützung durch einen steuerlichen Berater angezeigt. 

Versehentliche Doppelbesteuerung oder nicht ordnungsgemäße 
Umsatzbesteuerung beim Reverse-Charge-Verfahren 
Die Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens im Umsatzsteuerrecht wird häufig 
übersehen, was mitunter zu einer versehentlichen Doppelbesteuerung oder einer nicht 
ordnungsgemäßen Umsatzbesteuerung führen kann. Das Reverse-Charge-Verfahren 
bedeutet, dass in bestimmten Fällen nicht der leistende Unternehmer, sondern der 
Leistungsempfänger die Umsatzsteuer schuldet. Dies gilt insbesondere bei sonstigen 
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Leistungen von im Ausland ansässigen Unternehmen. Gerade in diesen Fällen wird 
häufig übersehen, dass auch Kleinunternehmer, pauschalierender Land- und Forstwirt 
oder ein Unternehmer mit ausschließlich steuerfreien Umsätzen die Umsatzsteuer für 
die an sie erbrachten sonstigen Leistungen schulden - selbst dann, wenn die Leistung 
privat genutzt wird. 

Das Hauptproblem entsteht, wenn das Reverse-Charge-Verfahren nicht erkannt wird. 
Dann kann es zu einer doppelten Besteuerung kommen oder eine Korrektur ist später 
mitunter nicht so einfach durchzuführen, etwa wenn der leistende Unternehmer nicht 
mehr existiert. Um dies zu vermeiden, sollten sich Unternehmen mit den Tatbeständen 
des § 13b UStG vertraut machen und bei Rechnungen insbesondere von im Ausland 
ansässigen Unternehmen immer prüfen, ob das Reverse-Charge-Verfahren 
anzuwenden ist. Besonders bei Rechnungen ohne ausgewiesene Umsatzsteuer oder 
mit Hinweis auf die Steuerschuldnerschaft ist Vorsicht geboten! 

Wird der Fehler bemerkt, muss der Leistungsempfänger die Umsatzsteuer unverzüglich 
nachmelden und die Voranmeldung bzw. Jahreserklärung berichtigen. Die 
Bemessungsgrundlage ist das gezahlte Entgelt. Hat der leistende Unternehmer 
fälschlich Umsatzsteuer ausgewiesen und der Empfänger den Bruttobetrag gezahlt, ist 
der Bruttobetrag die umsatzsteuerrechtliche Bemessungsgrundlage. Es entsteht in 
diesem Fall tatsächlich (zumindest anteilig) Umsatzsteuer auf Umsatzsteuer. Dies gilt es 
zu vermeiden! 

Hinweis 

Im Zweifel sollte immer davon ausgegangen werden, dass die 
Steuerschuldnerschaft auf den Empfänger übergeht. Bei Unsicherheiten 
empfiehlt sich die Abstimmung mit dem Steuerberater. Auch Leistungen, die 
Online in Anspruch genommen werden, z. B. das Herunterladen eines 
Programms, eine Aktualisierung von Software, die Fernwartung von Geräten 
oder Anlagen müssen in den Blick genommen werden. Immer, wenn das 
leistende Unternehmen im Ausland ansässig ist, geht die Umsatzsteuerschuld 
über! Die korrekte Anwendung des Reverse-Charge-Verfahrens ist entscheidend, 
um steuerliche Nachteile und Doppelbesteuerung zu vermeiden. 
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Sonstiges 

Verfassungsbeschwerde gegen Verlängerung der 
Mietpreisbremse bis 2025 scheitert 
Die Mietpreisbremse, die Mieterinnen und Mieter vor Preiserhöhungen schützen soll, 
wurde seit dem Jahr 2015 immer wieder verlängert. Die im Jahr 2020 beschlossene 
Verlängerung der Mietpreisbremse bis 2025 hat einer verfassungsrechtlichen Prüfung 
standgehalten - das Bundesverfassungsgericht entschied, dass eine Regulierung der 
Miethöhe auch weiterhin gerechtfertigt war (Az. 1 BvR 183/25). 

Im konkreten Fall hatte eine Gesellschaft, die Eigentümerin und Vermieterin einer in 
Berlin gelegenen Wohnung ist, Verfassungsbeschwerde erhoben. Das 
Bundesverfassungsgericht nahm diese mangels hinreichender Erfolgsaussicht nicht zur 
Entscheidung an. Die verlängerte Mietpreisbremse verletze nach wie vor nicht das 
Grundrecht auf Eigentum. Nach Auffassung der Richter stellt die Regulierung der 
Miethöhe bei Mietbeginn keinen gravierenden Eingriff in die Eigentumsfreiheit dar, da 
Art. 14 Abs. 1 des Grundgesetzes nicht die profitabelste Nutzung des Eigentums 
schütze. 

Keine Übertragung des Arbeitnehmer-Anscheinsbeweises auf 
Gesellschafter-Geschäftsführer 
Im Streitfall ging es um die steuerliche Behandlung der Nutzung eines betrieblichen 
Fahrzeugs durch einen Gesellschafter-Geschäftsführer. Das Finanzamt hatte einen 
lohnsteuerrechtlich erheblichen Vorteil angesetzt und sich dabei auf die 
Rechtsprechung des VI. Senats des Bundesfinanzhofs gestützt. Danach spricht bei 
Arbeitnehmern ein Anscheinsbeweis dafür, dass ein vom Arbeitgeber zur privaten 
Nutzung überlassener Dienstwagen auch tatsächlich privat genutzt wird. Der Kläger 
wandte ein, dass eine solche tatsächliche Vermutung im vorliegenden Fall nicht greife, 
insbesondere wenn eine private Nutzung nicht ausdrücklich gestattet oder sogar 
untersagt sei. 

Der Bundesfinanzhof stellte zunächst klar, dass die Rechtsprechung des VI. Senats auf 
die Besonderheiten des Arbeitsverhältnisses zugeschnitten ist (Az. I B 17/24). Bei 
Arbeitnehmern bestehe typischerweise ein Über-/Unterordnungsverhältnis, in dem die 
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private Nutzungsmöglichkeit regelmäßig arbeitsvertraglich geregelt sei. Werde ein 
Dienstwagen zur privaten Nutzung überlassen, könne deshalb typischerweise auf eine 
entsprechende tatsächliche Nutzung geschlossen werden. Diese Grundsätze seien 
jedoch nicht ohne Weiteres auf Gesellschafter-Geschäftsführer übertragbar. Deren 
Stellung unterscheide sich wesentlich von der eines Arbeitnehmers, insbesondere wenn 
sie beherrschenden Einfluss auf die Gesellschaft ausüben. Die Beurteilung einer 
Privatnutzung habe hier nicht nur lohnsteuerliche, sondern auch gesellschaftsrechtliche 
und körperschaftsteuerliche Implikationen, etwa im Hinblick auf eine verdeckte 
Gewinnausschüttung. Bei einer unbefugten Privatnutzung fehle es zudem an einer 
wirksamen Überlassung zur privaten Nutzung. In solchen Fällen könne nicht allein aus 
dem Umstand, dass ein Fahrzeug zum betrieblichen Vermögen gehört und dem 
Geschäftsführer zur Verfügung steht, auf eine steuerlich relevante Privatnutzung 
geschlossen werden. Der bloße Zugriff auf das Fahrzeug ersetze nicht den Nachweis 
einer tatsächlichen privaten Verwendung. Für die Annahme eines lohnsteuerrechtlich 
erheblichen Vorteils bedarf es vielmehr konkreter Feststellungen zur tatsächlichen 
Privatnutzung. 

Arbeitsrecht 

Mindestlohn und Geringfügigkeitsgrenze 2026 
Durch die Erhöhung des gesetzlichen Mindestlohns ab 01.01.2026 auf 13,90 Euro 
beträgt die neue Minijob-Grenze 603 Euro im Monat. Ein Minijobber kann also 
monatlich regelmäßig bis zu 603 Euro verdienen, dabei sind Verdienstschwankungen, 
also geringe Über- und Unterschreitungen der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze 
möglich. Bei einem ganzjährig ausgeübten Minijob darf allerdings das Jahresentgelt die 
Verdienstgrenze von 7.236 Euro (Jahr 2025: 6.672 Euro) nicht überschreiten. 

Durch die Anhebung der monatlichen Geringfügigkeitsgrenze seit 01.01.2026 auf 603 
Euro umfasst der Übergangsbereich 2026 für sog. Midijobs den monatlichen 
Entgeltbereich von 603,01 - 2.000 Euro. Bei Beschäftigungen im Übergangsbereich 
handelt es sich im Gegensatz zu den Minijobs um versicherungspflichtige 
Arbeitsverhältnisse. Für die Beitragsberechnung und Beitragstragung bei 
Beschäftigungen im Übergangsbereich gelten besondere Regelungen. Im Ergebnis 
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haben die Arbeitnehmer im Übergangsbereich gegenüber dem Arbeitgeber einen 
reduzierten Beitragsanteil zu den einzelnen Versicherungszweigen zu tragen. 

Ab dem 01.07.2026 haben geringfügig entlohnte Beschäftigte die Möglichkeit auf 
einmalige Aufhebung der Befreiung von der Rentenversicherungspflicht für zukünftige 
Entgeltabrechnungszeiträume. Die neuen Geringfügigkeits-Richtlinien 2026 führen die 
Voraussetzungen hierzu aus. Nach bisheriger Rechtslage konnten Minijobber, die sich 
in der Vergangenheit für eine Befreiung von der Rentenversicherungspflicht 
entschieden haben, die Befreiung nicht mehr rückgängig machen. Mit dieser Änderung 
wird es geringfügig Beschäftigten ab Juli 2026 ermöglicht, eine bereits erfolgte 
Befreiung von der Rentenversicherungspflicht einmalig auf Antrag aufheben zu lassen 
und damit wieder versicherungspflichtig in der Rentenversicherung zu werden. 

Impressum  

© 2026 Alle Rechte, insbesondere das Verlagsrecht, allein beim Herausgeber DATEV eG, 90329 Nürnberg 
(Verlag). Die Inhalte wurden mit größter Sorgfalt erstellt, erheben keinen Anspruch auf eine vollständige 
Darstellung und ersetzen nicht die Prüfung und Beratung im Einzelfall. 

Die enthaltenen Beiträge und Abbildungen sind urheberrechtlich geschützt. Die Verwendung der Inhalte 
und Bilder im Kontext dieser Mandanten-Monatsinformation erfolgt mit Einwilligung der DATEV eG. 

Eine Nutzung für Zwecke des Text- und Datamining (§ 44b UrhG) sowie für Zwecke der Entwicklung, des 
Trainings und der Anwendung (ggf. generativer) Künstlicher Intelligenz, wie auch die Zusammenfassung 
und Bearbeitung des Werkes durch Künstliche Intelligenz ist nicht gestattet. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung April/Mai 2026 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.04.20261 11.05.20262 

Umsatzsteuer 10.04.20263 11.05.20264 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 13.04.2026 15.05.2026 

Scheck6 10.04.2026 11.05.2026 

Gewerbesteuer entfällt 15.05.2026 

Grundsteuer entfällt 15.05.2026 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 entfällt 18.05.2026 

Scheck6 entfällt 15.05.2026 

Sozialversicherung7 28.04.2026 27.05.2026 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
2 Für den abgelaufenen Monat. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern ohne 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.04.2026/22.05.2026, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof hat zu der Frage entschieden, wann aus einem stillen Gesellschafter 
steuerlich ein Mitunternehmer wird. Die Richter stellten klar, wer nur Dienstleistungen 
erbringt und kein echtes Vermögensrisiko trägt, erfüllt diese Voraussetzung regelmäßig 
nicht. 

Der Wegfall oder zumindest der Umbau des Splittingtarifs bei der Einkommensteuer für 
Ehepartner oder eingetragene Lebenspartner wird aktuell gefordert und diskutiert. Aber was 
bedeutet der Splittingtarif im Einkommensteuerrecht und wie wirkt er? 

In einem weiteren aktuellen Urteil entschied der Bundesfinanzhof, dass eine nicht 
umsatzsteuerbare Geschäftsveräußerung nicht schon deshalb vorliegt, weil ein Betrieb nach 
einer Übertragung wirtschaftlich weiterläuft. Maßgeblich ist, dass der Erwerber oder ein 
Letzterwerber die Tätigkeit selbst fortführt und nicht lediglich ein Pächter. 

Entscheidende Änderungen ergeben sich durch ein aktuelles Schreiben des 
Bundesfinanzministeriums beim Vorsteuerabzug für Unternehmen, die neben ihrer 
unternehmerischen Aktivität auch im Rahmen eines sog. nichtwirtschaftlichen Bereichs 
Tätigkeiten erbringen. 

Gerade bei kleineren Unternehmen passieren immer wieder Fehler beim 
innergemeinschaftlichen Erwerb bzgl. der Umsatzsteuer, die bei Sonderprüfungen bzw. 
Betriebsprüfungen offenbar werden. Daher ist es wichtig einen innergemeinschaftlichen 
Erwerb zu erkennen, um eine mögliche Doppelbesteuerung zu vermeiden. 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Mitunternehmerrisiko eines stillen Gesellschafters 
Der Bundesfinanzhof hat zu der Frage entschieden, wann aus einem stillen 
Gesellschafter steuerlich ein Mitunternehmer wird. Die Richter stellten klar, wer nur 
Dienstleistungen erbringt und kein echtes Vermögensrisiko trägt, erfüllt diese 
Voraussetzung regelmäßig nicht. Stille Gesellschafter seien nicht schon deshalb 
Mitunternehmer, weil sie umfangreich im Unternehmen mitarbeiten und am Gewinn 
beteiligt werden. Fehle es an einem echten finanziellen Risiko, reiche auch eine starke 
Einbindung in die Geschäfte nicht aus, um eine atypisch stille Gesellschaft anzunehmen 
(Az. IV R 24/23). 

Im konkreten Fall ging es um mehrere stille Beteiligungen an einer GmbH, die 
Immobilien ankaufte und wieder veräußerte. Die stillen Beteiligten sollten keine Geld- 
oder Sacheinlagen leisten, aber Dienstleistungen wie Geschäftsführung, Finanzierung, 
An- und Verkaufsentscheidungen oder Verwaltung übernehmen. Dafür sollten sie am 
Gewinn aus diesen Immobiliengeschäften mit einem quotalen Anteil (sog. 
Gewinnanteile) beteiligt werden, aber kein Verlustrisiko tragen. Das Finanzamt sah 
darin eine atypisch stille Gesellschaft und damit eine Mitunternehmerschaft und stellte 
die Einkünfte gesondert und einheitlich fest. Im Klageverfahren bestätigte das 
Finanzgericht Baden-Württemberg dies zunächst. Es war der Ansicht, dass schon das 
Risiko vergeblicher Arbeitsleistungen und eigener Aufwendungen als schwach 
ausgeprägtes Mitunternehmerrisiko genüge. 

Welche finanziellen Auswirkungen würden sich aus dem Wegfall 
des Splittingtarifs bei der Einkommensteuer ergeben? 
In letzter Zeit wird die Forderung nach dem Wegfall oder zumindest dem Umbau des 
Splittingtarifs bei der Einkommensteuer für Ehepartner oder eingetragene 
Lebenspartner gefordert. Dies wird dann auch verbunden mit der Forderung nach 
Abschaffung der Steuerklassenkombination III/V für die Berufstätigen im 
Lohnsteuerrecht. Um diese Forderungen und die Aussagen dazu richtig einordnen zu 
können, soll kurz dargestellt werden, was der Splittingtarif im Einkommensteuerrecht 
bedeutet und wie er wirkt. 
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Dieser Tarif kann nach Wahl von Ehepartnern/eingetragenen Lebenspartnern anstatt 
des allgemeinen Tarifs (Grundtarif) auf die Besteuerung der Einkünfte dieser 
Partnerschaften angewandt werden. Bei der Wahl für diesen Tarif wird das 
Gesamteinkommen beider Partner zusammengerechnet, halbiert und darauf die Steuer 
nach dem Grundtarif ermittelt und mit 2 multipliziert. Es wird also fiktiv unterstellt, dass 
jeder Partner von den gesamten Einkünften die Hälfte erwirtschaftet hat und 
entsprechend die halbe Steuer auf ihn entfällt. Auf diese Weise kommt es in der Regel 
zu einer niedrigeren Gesamt-Einkommensteuer. Insbesondere bei größeren 
Einkommensunterschieden zwischen den Partnern wirkt sich dies über eine Senkung 
des Steuersatzes und die Ausnutzung des Grundfreibetrags (in 2026: 12.348 Euro) aus. 
Diese Besteuerungsmethode ist nach einem Urteil des Bundesverfassungsgerichts vom 
17 01.1957 ab 1958 nach dem Vorbild der USA in Deutschland eingeführt worden. 

Das Ehegattensplitting ist ein jährliches Wahlrecht, dem beide Partner in der 
Einkommensteuererklärung ausdrücklich zustimmen müssen. Führt das Verfahren dazu, 
dass ein Partner durch eine geringere Steuerlast überproportional profitiert, können 
Paare schon heute einen privaten finanziellen Ausgleich vereinbaren. Ein solcher 
Ausgleich, etwa für den Aufbau einer eigenen Altersvorsorge oder Vermögensanlage, 
ist bereits nach geltendem Recht ohne staatliche Neuregelung möglich. 

Eine Streichung ohne gleichzeitige Senkung der Steuersätze wäre faktisch eine massive 
Steuererhöhung für Familien, ohne die Verteilung des Nettoeinkommens innerhalb der 
Partnerschaft real zu verbessern. 

Nachteilig wäre der Verlust des Progressionsvorteils. Das Splittingverfahren wirkt vor 
allem dort entlastend, wo größere Einkommensunterschiede bestehen, indem es die 
Progression mildert und den Grundfreibetrag (2026: 12.348 Euro) für beide Partner 
optimal ausnutzt. 

Extrem hohe Einkommen profitieren kaum vom Splitting. Liegt das Einkommen eines 
Alleinverdieners beispielsweise deutlich über 130.000 Euro führt auch die rechnerische 
Halbierung zu keiner Tarifentlastung, da beide Teile weiterhin dem Höchststeuersatz 
unterliegen. In diesen Fällen bietet das Splitting bereits heute keinen nennenswerten 
Vorteil. Eine Abschaffung würde vor allem die Bezieher mittlerer und gehobener 
Einkommen treffen, bei denen die Progressionskurve am steilsten verläuft. 
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Für Umsatzsteuerpflichtige 

Keine Geschäftsveräußerung bei Betriebsfortführung durch 
Pächter 
Eine GmbH & Co. KG betrieb eine Fischverarbeitung, eine Fischzucht, einen Hofladen 
und eine Gaststätte. Im November 2016 veräußerte sie wesentliche Teile ihres 
Betriebsvermögens (Grundstücke, Gebäude, Fischzuchtbecken, bewegliche 
Einrichtungen und verschiedene Nutzungsrechte) an zwei Erwerber. Ab Januar 2017 
ging der Besitz über. Die Erwerber verpachteten die Fischzuchtanlage später an eine 
neu gegründete GmbH, an der sie beteiligt waren. Das Finanzamt sah darin keine 
Geschäftsveräußerung im Ganzen. Die hiergegen gerichtete Klage hatte in erster 
Instanz vor dem Finanzgericht München Erfolg: die Umsätze seien als 
Geschäftsveräußerung im Ganzen an die beiden Erwerber nicht steuerbar.  

Die Richter des Bundesfinanzhofs hoben das Urteil jedoch auf und verwiesen den Fall 
an das Finanzgericht zurück (Az. V R 3/23). Zwar müsse bei mehreren Übertragungen 
die Fortführungsabsicht nicht schon beim Zwischenerwerber vorliegen, sondern erst 
beim Letzterwerber. Jedoch sei nicht ausreichend, dass ein Dritter den Betrieb später 
auf Grundlage eines Pachtvertrags weiterführt. Nutze der Erwerber das übernommene 
Vermögen nicht selbst unternehmerisch, sondern verpachte es, könne die bei einer 
Geschäftsveräußerung notwendige Fortführung der Unternehmenstätigkeit nicht auf 
den Pächter abgestellt werden. 

Das Finanzgericht München muss nun Feststellungen dazu treffen, wer den Betrieb ab 
Januar 2017 tatsächlich fortgeführt hat. Der Pachtvertrag mit der GmbH wurde erst im 
Mai 2017 - „rückwirkend“ zum 01.01.2017 - geschlossen. Offen ist, ob in der 
Übergangszeit einer der Erwerber tätig war, beide gemeinsam oder eine 
Vorgründungsgesellschaft tätig war. 

Hinweis 

Die notwendige Fortführung der Unternehmenstätigkeit kann steuerlich nicht auf 
einen Pächter übertragen werden. Nutzt der Erwerber das Vermögen nicht 
selbst, sondern verpachtet es lediglich weiter, liegt keine Geschäftsveräußerung 



Maiz 2026 – Monatsinformationen 

5 

im Ganzen vor – die Folge ist eine sofortige Umsatzsteuerpflicht des gesamten 
Kaufpreises. 

„Rückwirkende“ Pachtverträge sind riskant. Entscheidend für das Finanzamt ist 
die tatsächliche Durchführung ab dem Tag des Besitzübergangs. Kann in einer 
Übergangszeit nicht eindeutig belegt werden, wer den Betrieb aktiv geführt hat, 
gefährdet dies den Status der Nichtsteuerbarkeit. 

Soll das Unternehmen durch eine andere Gesellschaft (z. B. eine neu gegründete 
GmbH der Erwerber) fortgeführt werden - Gestaltung bei Kettenübertragungen -, 
muss diese als Letzterwerber in die Kette eintreten und den Betrieb selbst 
betreiben, statt ihn nur anzupachten. 

Wird eine Geschäftsveräußerung fälschlicherweise als umsatzsteuerpflichtig 
behandelt, entsteht die Steuer nach § 14c UStG allein deshalb, weil sie in der 
Rechnung steht. Der Empfänger darf sie jedoch niemals als Vorsteuer abziehen. 

Hat der Käufer bereits den Bruttobetrag gezahlt und wird die Korrektur später 
schwierig (z. B. bei Auslandsbezug oder Liquidation des Verkäufers), droht eine 
endgültige Doppelbesteuerung. Im schlimmsten Fall wird bei einer Korrektur der 
Bruttobetrag als neue Bemessungsgrundlage herangezogen, wodurch eine 
„Steuer auf die Steuer“ entsteht. 

Neue Regeln beim Vorsteuerabzug 
Für die meisten Unternehmen ändert sich beim Erwerb eines einheitlichen Gegenstands 
wenig, wenn das Unternehmen ausschließlich wirtschaftlich tätig ist. Bei Bezug eines 
einheitlichen Gegenstandes ist nach wie vor danach zu unterscheiden, ob der 
Gegenstand ausschließlich unternehmerisch oder ausschließlich nichtunternehmerisch 
(in diesem Fall privat) genutzt wird. Bei einer ausschließlichen unternehmerischen 
Nutzung kann ein Vorsteuerabzug geltend gemacht werden, bei einer ausschließlichen 
privaten Nutzung nicht. Ändert sich allerdings nach dem erstmaligen Vorsteuerabzug 
die Nutzung des Gegenstands, ergeben sich umsatzsteuerrechtlich folgende 
Konsequenzen: 
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 Anteil der privaten Nutzung steigt -> Besteuerung einer unentgeltlichen 
Wertabgabe, keine Berichtigung des Vorsteuerabzugs 

 Anteil der unternehmerischen Verwendung steigt -> Vorsteuerabzug bleibt verloren, 
es erfolgt keine Berichtigung nach § 15a UStG (keine „Einlageentsteuerung“) 

Wird ein Gegenstand sowohl unternehmerisch als auch unternehmensfremd zu 
privaten Zwecken verwendet, besteht ein Zuordnungswahlrecht. Eine spätere Erhöhung 
des privaten Nutzungsanteils führt dann zur Besteuerung einer unentgeltlichen 
Wertabgabe, eine spätere Erhöhung der unternehmerischen Nutzung führt dagegen zu 
keiner Änderung, insbesondere nicht zu einer Berichtigung nach § 15a UStG. 

Entscheidende Änderungen durch ein aktuelles BMF-Schreiben (Az. III C 2 - S-
7316/00022/007/023) ergeben sich für Unternehmen, die neben ihrer 
unternehmerischen Aktivität auch im Rahmen eines sog. nichtwirtschaftlichen Bereichs 
Tätigkeiten erbringen (z. B. ein Verein). Kauft ein solches Unternehmen einen 
Gegenstand, konnte bisher die gesamte Vorsteuer geltend gemacht werden, und die 
nichtunternehmerische Nutzung wurde später schrittweise „versteuert". Das ändert sich 
nun grundlegend, denn in diesem Fall ist ein Vorsteuerabzug von vornherein 
ausgeschlossen bzw. ist nachträglich nur zu berichtigen, wenn sich der 
Nutzungsumfang ändert. 

Umsatzsteuerproblem: Innergemeinschaftlicher Erwerb nicht 
erkannt 
Beim innergemeinschaftlichen Erwerb wird eine Ware von einem EU-Mitgliedstaat in 
einen anderen geliefert. In Deutschland ist dieser Erwerb grundsätzlich 
umsatzsteuerpflichtig, wenn der Erwerber Unternehmer ist. Für bestimmte Gruppen  
(z. B. Kleinunternehmer, Landwirte, nichtunternehmerische juristische Personen) gilt 

getätigten Erwerbe auch bei diesen Personen steuerbar und steuerpflichtig. 

Wird ein innergemeinschaftlicher Erwerb nicht erkannt, kann es zu einer 
Doppelbesteuerung kommen: Die Ware wird im Ausgangsland mit Umsatzsteuer 
belastet, weil der liefernde Unternehmer nicht weiß, dass er an einen Unternehmer 
liefert und daher der Empfänger die Lieferung im Inland der Umsatzsteuer unterwerfen 
muss. Zusätzlich ist der Erwerb in Deutschland der Umsatzsteuer zu unterwerfen. Dies 
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passiert häufig, wenn der Erwerber seine deutsche USt-IdNr. beim Kauf nicht angibt 
oder nicht erkennt, dass die Ware aus dem EU-Ausland stammt (z. B. bei Online-
Bestellungen). 

Um diese Doppelbesteuerung zu vermeiden, sollte beim Kauf aus dem EU-Ausland 
immer die eigene, gültige USt-IdNr., die mit "DE" beginnt, bereits im Bestellprozess 
angegeben werden. Dadurch kann der Lieferant steuerfrei liefern und stellt eine 
Nettorechnung aus. Die deutsche Umsatzsteuer wird dann im Rahmen des 
innergemeinschaftlichen Erwerbs in Deutschland abgeführt, wobei ein Vorsteuerabzug 
möglich ist, sofern beim Erwerber die allgemeinen Voraussetzungen des 
Vorsteuerabzugs vorliegen. 

Hinweis 

 Die USt-IdNr. sollte frühzeitig beantragt und im Kundenkonto hinterlegt 
werden. 

 Bei Rechnungen mit ausländischer Umsatzsteuer sollte sofort eine Korrektur 
beim Lieferanten verlangt und nur der Nettobetrag überwiesen werden. 

 Ist die USt-IdNr. zum Zeitpunkt des Kaufs nicht gültig, ist eine nachträgliche 
Korrektur meist ausgeschlossen, was zu einer endgültigen 
Doppelbesteuerung führen kann. 

Die rechtzeitige und korrekte Verwendung der USt-IdNr. ist entscheidend, um eine 
Doppelbesteuerung bei innergemeinschaftlichen Erwerbsvorgängen zu vermeiden. 
Diese muss bei Beginn der Lieferung/Versendung gültig sein und sollte dem liefernden 
Unternehmer vorgelegt werden. Die Rechnung ist sorgfältig zu prüfen und, sofern 
diese fehlerhaft ist, rechtzeitig um eine entsprechende Korrektur gebeten werden. 

Gratis-Lieferungen ins EU-Ausland können in Deutschland 
umsatzsteuerpflichtig sein 
Wenn Waren unentgeltlich (z. B. als Geschenk) an Empfänger im EU-Ausland versendet 
werden, fällt darauf immer deutsche Umsatzsteuer an. Eine Steuerbefreiung (wie bei 



Maiz 2026 – Monatsinformationen 

8 

normalen Verkäufen) ist hier nicht möglich. Hintergrund dafür ist, dass der Empfänger 
bei Geschenken im Zielland keine Erwerbssteuer zahlen muss und somit ein 
unversteuerter Endverbrauch droht, der auszuschließen ist. Die Lieferung muss mit dem 
deutschen Steuersatz versteuert werden. Nur Warenproben bzw. Muster oder 
Geschenke bis 50 Euro netto (pro Empfänger/pro Jahr) sieht die Finanzverwaltung als 
nicht steuerbar an. 

Die Finanzverwaltung wendet dies in allen offenen Fällen an, also auch in bereits 
laufenden Steuerprüfungen (Az. III C 3 - S 7140/00020/001/048 vom 31.03.2026). Es 
gibt keine Übergangsfrist. Entscheidend ist, dass tatsächlich ein Eigentumswechsel 
erfolgt. Sobald die Ware den Besitzer wechselt (z. B. Gewinnspiel-Preis), ist es eine 
steuerpflichtige unentgeltliche Lieferung. Liegt kein Eigentumswechsel vor, ist zu 
prüfen, ob ein „innergemeinschaftliches Verbringen“ vorliegt, das bei Vorliegen der 
Voraussetzungen in Deutschland steuerfrei ist, aber im Bestimmungsmitgliedstaat der 
dortigen Erwerbsbesteuerung unterliegt. Voraussetzung dafür ist u. a., dass der 
Unternehmer, der die Waren in den anderen EU-Mitgliedstaat verbringt, eine von 
diesem Mitgliedstaat erteilte USt-IdNr. hat und das Verbringen ordnungsgemäß erklärt 
wird.  

Nur Warenproben bzw. Muster oder Geschenke bis 50 Euro netto (pro Empfänger/pro 
Jahr) sieht die Finanzverwaltung als nicht steuerbar an, es entsteht also weder in 
Deutschland noch in dem anderen Mitgliedstaat Umsatzsteuer. Dabei ist eine 
ordentliche Dokumentation für die Buchhaltung wichtig (z. B. "Warenmuster"), um bei 
späteren Prüfungen durch das Finanzamt entsprechend gewappnet zu sein.  

Erbschaft-/Schenkungsteuer 

Welche Folgen ergeben sich bei Beendigung des Nießbrauchs an 
einem Grundstück? 
Im Rahmen der Übertragung von Vermögenswerten auf die nachfolgende Generation 
ist die Grundstücksübertragung unter dem Vorbehalt des Nießbrauchs für den 
bisherigen Eigentümer eine häufig angewandte Methode. Damit kann zumindest das 
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Eigentum auf eine nachfolgende Person übergehen und die Grundstückserträge 
bleiben beim bisherigen Eigentümer. 

Der neue Eigentümer hat auf den Erwerb bei Übersteigen der Freibeträge 
Schenkungsteuer zu entrichten, während die Einkommensteuer auf die Erträge beim 
alten Eigentümer verbleibt. 

Der Wert der Schenkung verringert sich um die Belastung durch den Nießbrauch. 
Dieser ist als kapitalisierter Betrag vom Grundstückswert nach dem Bewertungsgesetz 
abzuziehen. Dieser Abzugsposten ergibt sich aus dem Netto-Grundstücksjahresertrag 
kapitalisiert mit der statistischen Lebenserwartung des Nießbrauchers unter Abzinsung 
von 5,5 %. Häufig fällt auf den Nettowert der Schenkung keine Schenkungsteuer an, 
wenn die Freibeträge für Kinder oder einen Ehegatten abgezogen werden. 

Verstirbt der Schenker aber bereits kurze Zeit nach der Schenkung unter Wegfall des 
Nießbrauchs, kann sich der Abzugsposten nachträglich deutlich verringern. Dieser 
Zeitraum hängt auch vom Lebensalter des Schenkers/der Schenkerin im Zeitpunkt der 
Schenkung ab. Bei einem 65-jährigen Schenker beträgt diese „kurze Zeit“ sieben Jahre, 
bei einem 90-Jährigen nur noch ein Jahr. Der Kapitalisierungsfaktor nach dem BewG 
beträgt dann nur noch das 4,4-fache anstatt des 11,4-fachen des Grundstücksertrags. 
Wegen der höheren Lebenserwartung für Frauen wird der Ausgangswert vom 12,6-
fachen auf das 4,4-fache verringert. 

Der Wert der Schenkung erhöht sich also sehr deutlich und damit auch die 
Wahrscheinlichkeit, dass der Freibetrag von 400.000 Euro für Kinder überschritten wird, 
bei Verwandten nach Steuerklasse II ist dies sogar wahrscheinlich. 

Auch bei einem nachträglichen Verzicht des Schenkers auf den Nießbrauch treten - 
unabhängig von dessen Zeitpunkt - Folgen bei der Schenkungsteuer ein. Es liegt 
dadurch eine neue Schenkung vor, die dann mit ihrem Kapitalwert, wieder berechnet 
nach dem Lebensalter des Verzichteten, aber dann im Zeitpunkt der Schenkung, beim 
Begünstigten der Schenkungsteuer unterliegt. 
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Hinweis zur Ablösung des Nießbrauchs 

Zahlt der Beschenkte dem Nießbraucher (z. B. dem Schenker) ein Entgelt dafür, 
dass dieser den Nießbrauch aufgibt (Löschung im Grundbuch gegen Abfindung), 
liegt aus schenkungsteuerlicher Sicht grundsätzlich keine freigebige Zuwendung 
vor, sondern ein entgeltlicher Vorgang. 

Ertragsteuerlich sind diese Aufwendungen beim Beschenkten nachträgliche 
Anschaffungskosten auf das Grundstück. Beim Nießbraucher liegt insoweit 
lediglich eine nicht steuerbare Vermögensumschichtung vor (keine Einkünfte). 

Insoweit ist dies abzugrenzen vom bloßen Erlöschen des Nießbrauchs ohne 
Ablösezahlung. In derartigen Fällen gehört der (frühere) Kapitalwert des 
Nießbrauchs gerade nicht zu den Anschaffungskosten des Eigentümers.  

Nachträgliche Anschaffungskosten entstehen nur, soweit der Eigentümer 
tatsächlich eine Ablösezahlung leistet. 

Grunderwerbsteuer 

Grunderwerbsteuerrechtliche Erwerbsanzeige: Eigene 
Anzeigepflichten im Blick behalten 
Steuerpflichtige, die ein Grundstück erwerben oder an einer Übertragung beteiligt sind, 
dürfen sich nicht darauf verlassen, dass der Notar sämtliche steuerlichen Pflichten 
übernimmt. Eine Erwerbsanzeige beim Finanzamt muss innerhalb von zwei Wochen 
erfolgen - und zwar unabhängig davon, wer sie vornimmt. Der Bundesfinanzhof hat 
klargestellt, dass sich Steuerpflichtige nicht allein auf die Mitwirkung des Notars 
verlassen sollten (Az. II R 22/23). 

Zwar ist gemäß dem Grunderwerbsteuergesetz der Notar verpflichtet, ein beurkundetes 
Grundstücksgeschäft innerhalb von zwei Wochen dem Finanzamt anzuzeigen. Jedoch 
besteht daneben eine eigenständige Anzeigepflicht der Erwerber und Veräußerer. 
Diese sollten ihre steuerlichen Pflichten im Blick behalten und sicherstellen, dass die 
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Erwerbsanzeige rechtzeitig erfolgt. Andernfalls kann es insbesondere bei einer späteren 
Rückabwicklung dazu kommen, dass eine bereits entstandene Grunderwerbsteuer nicht 
mehr aufgehoben oder erstattet wird. 

Im konkreten Fall hatte eine Notarin einen Teilerbauseinandersetzungsvertrag zwischen 
Geschwistern beurkundet. Durch den Nachlass fiel Grunderwerbsteuer an. Zwar zeigte 
die Notarin den Erwerbsvorgang an - jedoch nicht rechtzeitig. Die Geschwister 
handelten auch nicht innerhalb der zweiwöchigen Frist. Nachdem die Geschwister die 
Teilerbauseinandersetzung wieder rückgängig machten, wollten sie erreichen, dass 
keine Grunderwerbsteuer festgesetzt wird. Dies wäre gesetzlich nur möglich gewesen, 
wenn die ursprüngliche Erwerbsanzeige innerhalb der Frist erfolgt wäre. 

Der Bundesfinanzhof entschied, dass antragsberechtigt nur derjenige ist, der selbst 
steuerlich betroffen ist - im Streitfall die Geschwister, nicht die Notarin. Für einen Notar 
kenne das Gesetz keine Wiedereinsetzung, da er kein Beteiligter am 
Grunderwerbsteuerverfahren bzw. nicht „jemand“ im Sinne des § 110 Satz 1 der 
Abgabenordnung sei. Für die Praxis sei daher wichtig, dass Steuerpflichtige ihre eigene 
Anzeigepflicht nach § 19 des Grunderwerbsteuergesetzes kennen und beurkundete 
Grundstücksverträge rechtzeitig selbst und unabhängig von der Anzeige des Notars 
anzeigen. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Mai/Juni 2026 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 11.05.20261 10.06.20261 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Entfällt 10.06.2026 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag Entfällt 10.06.2026 

Umsatzsteuer 11.05.20262 10.06.20263 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung4 15.05.2026 15.06.2026 

Scheck5 11.05.2026 10.06.2026 

Gewerbesteuer 15.05.2026 Entfällt 

Grundsteuer 15.05.2026 Entfällt 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung4 18.05.2026 Entfällt 

Scheck5 15.05.2026 Entfällt 

Sozialversicherung6 27.05.2026 26.06.2026 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern mit 

Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei 
Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

5 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

6 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. Um 
Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt ein 
einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis spätestens 
zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 22.05.2026/24.06.2026, jeweils 0 Uhr) vorliegen. Regionale 
Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte 
erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach 
Feiertagen fällt. 
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Guten Tag, 

der Bundesfinanzhof entschied, dass Aufwendungen für Dienstreisen mit dem Privatwagen 
in der Regel unangemessen und deshalb in voller Höhe nicht als Werbungskosten zu 
berücksichtigen sind, wenn der Steuerpflichtige über einen Firmenwagen verfügt und ihm 
bei dessen Nutzung keine Fahrtkosten entstanden wären. 

Hat ein Unternehmer eine Lieferung als steuerfrei behandelt, obwohl die Voraussetzungen 
für die Steuerfreiheit der innergemeinschaftlichen Lieferung nicht vorliegen, ist nach einer 
Entscheidung des Bundesfinanzhofs die Lieferung trotzdem als steuerfrei anzusehen, wenn 
die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung auf unrichtigen Angaben des Abnehmers beruht 
und der Unternehmer die Unrichtigkeit dieser Angaben auch bei Beachtung der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmanns nicht erkennen konnte. 

Nachforderungszinsen auf die Umsatzsteuer sind nach einer weiteren Entscheidung des 
Bundesfinanzhofs zulässig und verstoßen weder gegen Unionsrecht noch gegen den 
Verhältnismäßigkeitsgrundsatz. 

Der Bundesfinanzhof hat außerdem zur gewerbesteuerlichen Hinzurechnung von 
Hotelzimmermieten bei einem Veranstalter für Konferenzen, Events und Reisen Stellung 
genommen. Besonders betroffen sind Eventunternehmen und Firmen, die regelmäßig 
Unterkünfte für Mitarbeiter anmieten. Demnach ist nicht jeder Aufwand für die Anmietung 
von Hotelzimmern dem Gewinn aus Gewerbebetrieb hinzuzurechnen. 

Haben Sie Fragen zu den Artikeln dieser Ausgabe der Monatsinformation oder zu anderen 
Themen? Bitte sprechen Sie uns an.  
Wir beraten Sie gerne. 
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Für Einkommensteuerpflichtige 

Werbungskostenabzug bei Dienstreisen mit Privatwagen statt 
Firmenwagen? 

Die Beteiligten streiten über die steuerliche Anerkennung der durch die Nutzung eines 
privaten Pkw entstandenen Aufwendungen als Werbungskosten. Der nichtselbstständig 
beschäftigte Kläger bekam von seinem Arbeitgeber einen Firmenwagen gestellt, der 
auch privat genutzt werden durfte, sofern keine dienstlichen Belange entgegenstanden. 
Soweit der Firmenwagen für Dienstreisen eingesetzt wurde, erstattete der Arbeitgeber 
die entstandenen Tankkosten. Bei genehmigter Nutzung eines Privatfahrzeugs für 
Dienstreisen erstattete der Arbeitgeber eine Kilometerpauschale von 0,30 Euro. Diese 
Genehmigung erteilte der Arbeitgeber nur in Ausnahmefällen. Im Streitjahr 2021 
unternahm der Kläger drei Dienstreisen mit seinem Privatfahrzeug. In seiner 
Einkommensteuererklärung machte er dafür Fahrtkosten in Höhe von 3.758 Euro als 
Werbungskosten geltend (1.648 km × 2,28 Euro/km). Der angesetzte Kilometersatz von 
2,28 Euro basierte auf den bereits für das Jahr 2018 ermittelten fahrzeugbezogenen 
Kosten seines Privatwagens. 

Das Finanzamt hat den Kostenabzug abgelehnt. Es meinte, es sei nicht ausreichend 
belegt, wie viele beruflich veranlasste Kosten tatsächlich entstanden sind. Außerdem 
sah es die Fahrt zu dem Abteilungstreffen nicht als beruflich an, sondern als privat. Das 
Niedersächsische Finanzgericht gab zunächst dem Kläger recht und erkannte die 
Kosten an. Der Bundesfinanzhof entschied jedoch anders: Er gab der Revision des 
Finanzamts statt. Nach seiner Auffassung hätte das Finanzgericht die Fahrtkosten mit 
dem Privatwagen nicht als Werbungskosten anerkennen dürfen (Az. VI R 30/24). 

„Erste Betriebsstätte“: Beschränkter Betriebsausgabenabzug für 
Fahrten zwischen Wohnung und Betriebsstätte 

Ein Selbstständiger ermittelte seinen Gewinn nach den allgemeinen Regeln des 
Einkommensteuergesetzes. Er hatte ein Büro mit Angestellten, von dem aus er sein 
Gewerbe betrieb. Das Büro galt gegenüber dem Finanzamt als seine Betriebsstätte. Für 
seinen betrieblichen Pkw, der zum Betriebsvermögen gehörte, hatte er kein 
Fahrtenbuch geführt. Deshalb wurde die sog. 1%-Regelung angewendet, mit der die 
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private Nutzung pauschal versteuert wird. Nach einer Betriebsprüfung hatte das 
Finanzamt die Steuerbescheide geändert und die geltend gemachten Betriebsausgaben 
für den Pkw um pauschale Kosten für Fahrten zwischen Wohnung und Büro (0,03 % des 
Listenpreises je Entfernungskilometer) gekürzt. Grundlage waren 220 Fahrten pro Jahr. 
Dagegen hatte sich der Kläger gewehrt. 

Der Bundesfinanzhof gab der Finanzbehörde und dem Finanzgericht recht (Az. III R 
18/25). Die Betriebsausgaben für die Fahrten des Klägers zwischen seiner Wohnung 
und seinem Büro in den Streitjahren 2015 bis 2017 können nur beschränkt abgezogen 
werden, weil das Büro des Klägers eine Betriebsstätte darstellt. Eine Betriebsstätte im 
Sinne des § 4 Abs. 5 Satz 1 Nr. 6 EStG ist der Ort, an dem oder von dem aus ein 
selbstständig Tätiger seine Leistung gegenüber den Kunden erbringt. Der Begriff setzt 
eine ortsfeste, dauerhafte betriebliche Einrichtung voraus, die der Steuerpflichtige nicht 
nur gelegentlich, sondern mit einer gewissen Nachhaltigkeit, das heißt fortdauernd und 
immer wieder, zur Ausübung seiner beruflichen Tätigkeit aufsucht. Diese bisherige 
normspezifische Auslegung des Begriffs "Betriebsstätte" durch den Bundesfinanzhof sei 
auch nach der Neuordnung des steuerlichen Reisekostenrechts ab dem 
Veranlagungszeitraum 2014 durch das Gesetz zur Änderung und Vereinfachung der 
Unternehmensbesteuerung und des steuerlichen Reisekostenrechts vom 20.02.2013 
(BStBl I 2013 S. 188) weiterhin maßgeblich. 

Mobiles Arbeiten vom Ausland aus möglich - Steuerliche 
Konsequenzen bedenken! 
In Deutschland gilt der Grundsatz: Wer im Inland Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt hat, ist mit seinem Welteinkommen in Deutschland steuerpflichtig; die 
tatsächliche Besteuerung ausländischer Einkünfte richtet sich jedoch nach den 
einschlägigen Doppelbesteuerungsabkommen (Freistellung oder Anrechnung). 

Schwierig wird es, wenn man seine Arbeit in Deutschland behält, aber ganz ins Ausland 
zieht. In gewissen Positionen lässt sich die meiste Arbeit selbst im sonnigen Süden 
erledigen und für ein paar Besprechungen reicht die Couch oder das Gästezimmer 
beim Kollegen oder im Hotel.  
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Für alles, was über übliche Urlaubsreisen hinaus geht, sollte geplant werden, wer wann 
wie viel Homeoffice im Ausland machen darf. Bei langen und/oder wiederkehrenden 
Auslandsaufenthalten kann vielleicht sogar die deutsche Lohnsteuer wegfallen. 
Arbeitgeber müssen jedoch vielleicht Lohnsteuer im Ausland entrichten! Wenn 
Mitarbeitende, die normalerweise im Ausland arbeiten und dort Steuern, ggf. 
Sozialabgaben zahlen, längere Zeit oder regelmäßig in Deutschland sind, z. B. im 
Rahmen eines Projekts, müssen diese evtl. in Deutschland angemeldet werden! 

Für Umsatzsteuerpflichtige 

Gewährung von Vertrauensschutz setzt bei 
innergemeinschaftlichen Lieferungen keine 
Gelangensbestätigung voraus - Lieferung bleibt umsatzsteuerfrei 
Ein Steuerberater verkaufte 2018 einen Pkw an eine rumänische Firma. Er prüfte deren 
USt-IdNr., ließ sich einen Handelsregisterauszug geben und erhielt den Kaufpreis bar. 
Im Vertrag verpflichtete sich der Käufer, das Auto nach Rumänien zu bringen. Eine 
Gelangensbestätigung (Nachweis, dass der Wagen dort angekommen ist) wurde aber 
trotz Mahnungen nie zurückgesandt. Der Steuerberater behandelte den Verkauf als 
umsatzsteuerfrei (innergemeinschaftliche Lieferung). Das Finanzamt lehnte ab: Es fehle 
die Gelangensbestätigung, der Wagen wurde nie in Rumänien, sondern nach der 
Abmeldung wieder in Deutschland zugelassen. Das Finanzgericht gab zunächst dem 
Finanzamt recht: Ohne Gelangensbestätigung sei der gesetzlich geforderte Nachweis 
nicht erbracht. Auf „guten Glauben“ könne sich der Verkäufer nicht berufen, wenn er 
dieses zentrale Nachweisdokument nie erhielt. Er hätte z. B. eine Kaution einbehalten 
können, bis die Bestätigung vorgelegen hätte. 

Der Bundesfinanzhof gab jedoch dem Kläger recht und entschied, dass die Gewährung 
von Vertrauensschutz nach § 6a Abs. 4 Satz 1 UStG - jedenfalls seit Inkrafttreten des  
§ 17a UStDV i. d. F. der Elften Verordnung zur Änderung der UStDV vom 25.03.2013 
(BGBl. I 2013, 602) zum 01.10.2013 - nicht voraussetzt, dass der Unternehmer eine 
Gelangensbestätigung besitzt (Az. V R 3/25). Wenn ein Unternehmer eine Lieferung als 
steuerfrei behandelte, obwohl die Voraussetzungen für die Steuerfreiheit der 
innergemeinschaftlichen Lieferung nicht vorlagen, sei die Lieferung trotzdem als 
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steuerfrei anzusehen, wenn die Inanspruchnahme der Steuerbefreiung auf unrichtigen 
Angaben des Abnehmers beruhte und der Unternehmer die Unrichtigkeit dieser 
Angaben auch bei Beachtung der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmanns nicht 
erkennen konnte. 

Vollverzinsung der Umsatzsteuer verstößt nicht gegen 
Unionsrecht 
Das Finanzamt hatte bei der Klägerin einen Vorsteuerabzug korrigiert, den die Klägerin 
zuvor zu Unrecht geltend gemacht hatte, was zu Steuernachforderungen und nach  
§ 233a AO zu einer Verzinsung dieser Steuernachforderungen zulasten der Klägerin 
führte. Gegen diese Nachforderungszinsen wandte sich die Klägerin. Sie machte im 
Wesentlichen geltend, die Vollverzinsung im Bereich der Umsatzsteuer verstoße gegen 
das Unionsrecht, da es sich um eine Sanktion handele, die mit dem Unionsrecht, 
insbesondere mit dem Verhältnismäßigkeitsgrundsatz, unvereinbar sei.  

Der Bundesfinanzhof widersprach dieser Auffassung (Az. V R 7/24). Die Vollverzinsung 
schaffe einen Ausgleich zwischen den Steuerschuldnern, die zu unterschiedlichen 
Zeitpunkten zur Steuer herangezogen werden, und wirke gleichermaßen zugunsten 
und zulasten der Steuerpflichtigen. Die Richter stellten klar, dass § 233a AO weder 
Unionsrecht durchführt noch sonst in den Anwendungsbereich des Unionsrechts fällt. 

Für Erbschaft-/Schenkungsteuerpflichtige 

Doppelbesteuerung der nichtehelichen Lebensgefährtin für 
Hinterbliebenenleistung aus Direktversicherung ist rechtmäßig 
Die Lebensgefährtin eines Verstorbenen erhielt aus einer betrieblichen 
Direktversicherung eine Hinterbliebenenleistung von 213.402,11 Euro. Diese Zahlung 
wurde bereits der Einkommensteuer unterworfen und zusätzlich vom Finanzamt als 
erbschaftsteuerpflichtiger Erwerb behandelt. Nach Abzug eines Freibetrags von 20.000 
Euro setzte das Finanzamt Erbschaftsteuer von rund 58.000 Euro fest. Die klagende 
Lebensgefährtin hielt dies für ungerecht, weil Ehegatten in ähnlichen Fällen 
erbschaftsteuerfrei bleiben und sie zudem eine Überbesteuerung (insgesamt ca. 58 % 
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Belastung) rügte. Sie sah darin einen Verstoß gegen den Gleichheitsgrundsatz und 
wollte eine Steuerbefreiung geltend machen. 

Das Finanzgericht München wies die Klage ab: Die „Doppelbesteuerung“ 
(Einkommensteuer plus Erbschaftsteuer) der Lebensgefährtin eines Verstorbenen für 
eine Hinterbliebenenleistung ist verfassungsrechtlich zulässig (Az. 4 K 2179/25). Die 
Zahlung ist nach § 3 Abs. 1 Nr. 4 ErbStG als Erwerb von Todes wegen steuerpflichtig, da 
die Klägerin keine Witwenrente aus der gesetzlichen Rentenversicherung erhalten kann, 
weil sie nicht mit dem Verstorbenen verheiratet war. Eine unzulässige 
Übermaßbesteuerung liege nicht vor. Steuerbefreiungen greifen bei einer nicht 
verheirateten Lebensgefährtin nicht. 

Für Gewerbesteuerpflichtige 

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Hotelzimmermieten bei 
einem Veranstalter für Konferenzen, Events und Reisen 
Eine GmbH organisierte Konferenzen und Events und mietete dafür regelmäßig 
Hotelzimmer, Räume und Technik an, die sie ihren Kunden weiterberechnet. Das 
Finanzamt rechnete diese Mietkosten dem gewerblichen Gewinn hinzu, das 
Finanzgericht lehnte das ab. 

Der Bundesfinanzhof widersprach dem Finanzgericht: 
Auch gemietete Wirtschaftsgüter können fiktives 
Anlagevermögen sein, wenn sie nach Art und Nutzung 
auf Dauer für den Betrieb gebraucht würden (Az. III R 
28/24). Sie müssten nicht zum Kerngeschäft gehören 
oder ständig dieselben Objekte sein. Entscheidend sei 
das Geschäftskonzept. Wenn Immobilien (z. B. auch 
Hotelzimmer) so regelmäßig und planmäßig benötigt 
werden, dass sie quasi ständig verfügbar sein müssen, 
könne eine Hinzurechnung erfolgen, auch wenn sie nur 
kurzzeitig gemietet würden und untereinander 
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austauschbar seien. Da das Finanzgericht hierzu zu wenig festgestellt hatte, verwies der 
Bundesfinanzhof die Sache zurück. 

Hinweis 

Die Entscheidungen betreffen besonders Eventunternehmen und Firmen, die 
regelmäßig Unterkünfte für Mitarbeiter anmieten. 

Verfahrensrecht 

Überprüfung der Steuerbegünstigung von Vereinen - 
Finanzämter informieren über Abgabepflicht 
Viele Vereine könnten demnächst vom Finanzamt ein Informationsschreiben zur 
Abgabe der Steuererklärungen erhalten, da das Finanzamt in der Regel alle drei Jahre 
überprüft, ob Vereine und andere Organisationen (z. B. Stiftungen), die gemeinnützige, 
mildtätige oder kirchliche Zwecke verfolgen (z. B. Sport- und Musikvereine, 
Fördervereine von Schulen oder Kindertagesstätten, Naturschutzvereine usw.), in der 
zurückliegenden Zeit mit ihren Tätigkeiten die Voraussetzungen für die Befreiung von 
der Körperschaft- und Gewerbesteuer erfüllt haben. 

Zu diesem Zweck müssen die Vereine bei ihrem zuständigen Finanzamt eine 
Steuererklärung (Vordruck „KSt 1“ mit der „Anlage Gem“) sowie u. a. Kopien ihrer 
Kassenberichte und Tätigkeits- bzw. Geschäftsberichte abgeben. 

 Da der Prüfungszeitraum nicht bei allen Vereinen zum gleichen Zeitpunkt endet, sind 
von der jetzt beginnenden Überprüfung nicht sämtliche Vereine betroffen. Viele 
werden jedoch ein Anschreiben des Finanzamtes erhalten, welches über die 
Abgabepflicht der Unterlagen informiert. 

 Steuerbegünstigte Vereine, die keine steuerliche Beratung haben, müssten dann ihre 
Steuererklärung bis zum 31.07.2026 einreichen.  

 Es kann ein Antrag auf Fristverlängerung gestellt werden, wenn Vereine nicht in 
der Lage sind, diese Frist einzuhalten. Über den Antrag entscheidet das für den 
Verein örtlich zuständige Finanzamt nach allgemeinen Grundsätzen.  
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 Die Steuererklärungen sind grundsätzlich elektronisch über das Online-Portal 
„Mein ELSTER“ zu übermitteln.  

Vereinfachte Überprüfung der Steuerbefreiung 

Wurden im Prüfungszeitraum nur geringe Einnahmen erzielt (insbesondere 
steuerpflichtige Umsätze von weniger als 25.000 Euro pro Jahr), kann eine vereinfachte 
Überprüfung der Steuerbefreiung erfolgen. Hierfür muss zwingend der Vordruck 
„Anlage zur Gemeinnützigkeitserklärung“ ("Gem 1 - Anlage") vollständig ausgefüllt 
und zusätzlich zur Körperschaftsteuererklärung (Vordruck „KSt 1“ und „Anlage Gem“) 
eingereicht werden. 

In diesem Fall müssen Kassenberichte oder sonstige Unterlagen und Belege über die 
Einnahmen und Ausgaben zunächst nicht eingereicht werden. Geschäfts- oder 
Tätigkeitsberichte etc. müssen jedoch stets abgegeben werden. Diese Unterlagen sowie 
der Vordruck „Gem 1 - Anlage“ können über ELSTER an das zuständige Finanzamt 
übermittelt werden. Hierzu steht das Formular "Belegnachreichung zur 
Steuererklärung" zur Verfügung. Diese Unterlagen können auch in Papierform beim 
Finanzamt eingereicht werden. 

Sonstiges 

Grundsteuer (Bundesmodell): Was passiert mit laufenden 
Einsprüchen? 
Die neue Grundsteuer wird je nach Bundesland unterschiedlich berechnet. In den 
Ländern, die das sog. Bundesmodell anwenden, läuft es vereinfacht so ab: Zuerst stellt 
das Finanzamt den Grundsteuerwert fest. Daraus wird mit der gesetzlich festgelegten 
Steuermesszahl der Grundsteuermessbetrag berechnet. Auf diesen Messbetrag wendet 
anschließend die Gemeinde ihren Hebesatz an. Erst daraus ergibt sich die tatsächlich zu 
zahlende Grundsteuer. Das betrifft nicht Bayern, Baden-Württemberg, Niedersachsen, 
Hamburg und Hessen. 

Das Bundesmodell bleibt umstritten. Der Bundesfinanzhof hat die neuen 
Bewertungsregeln zwar in mehreren Urteilen vom 12.11.2025 zunächst für 
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verfassungsgemäß gehalten. Dennoch sind inzwischen Verfassungsbeschwerden beim 
Bundesverfassungsgericht anhängig (Az. 1 BvR 472/26 und 1 BvR 551/26). Für 
Eigentümer von Immobilien stellt sich daher vor allem die Frage, was mit bereits 
eingelegten Einsprüchen passiert. 

Ist ein Einspruch noch offen, kann es sinnvoll sein, auf die anhängigen Verfahren beim 
Bundesverfassungsgericht hinzuweisen und das Einspruchsverfahren bis zur 
Entscheidung ruhen zu lassen. Wichtig ist dabei der richtige Bescheid: Wer die 
Bewertung des Grundstücks angreifen will, muss in der Regel gegen den 
Grundsteuerwertbescheid und/oder den Grundsteuermessbescheid (beides Finanzamt) 
vorgehen - nicht erst gegen den Grundsteuerbescheid der Gemeinde. 

Wichtig: Ein ruhender Einspruch bedeutet nicht, dass vorerst nichts zu zahlen ist. Die 
festgesetzte Grundsteuer bleibt grundsätzlich fällig; das Einspruchsverfahren wird 
lediglich bis zur Klärung der Verfassungsfrage nicht entschieden. 

Unabhängig von der Verfassungsfrage lohnt sich ein Blick auf mögliche Fehler im 
Einzelfall. Häufige Punkte sind z. B. falsche Wohn- oder Grundstücksflächen, eine 
unzutreffende Grundstücksart oder fehlerhafte Bodenrichtwertangaben. Solche 
Korrekturen können auch dann wichtig sein, wenn die Verfassungsbeschwerden später 
keinen Erfolg haben. 

Hinweis 

Wer Einspruch eingelegt hat, sollte prüfen (lassen), ob das Verfahren noch offen 
ist und ob die Begründung ggf. ergänzt werden sollte.  

Jahresabschlüsse von Unternehmen: Vorsicht bei „Fake-
Zahlungsaufforderungen“ 
Das Bundeszentralamt für Steuern und das Bundesamt für Justiz warnen immer wieder 
vor betrügerischen E-Mails mit Zahlungsaufforderungen. Unternehmen hätten 
angeblich ihre Jahresabschlüsse nicht veröffentlicht und sollten jetzt an die 
angegebene Bankverbindung überweisen. Tun Sie es nicht! Klicken Sie nicht auf 
irgendwelche Links! Öffnen Sie keine Anhänge! Auch, wenn viel Druck gemacht wird. 
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Richtig ist: 
 Es gibt ein Bundeszentralamt für Steuern. Das Bundeszentralamt mit Hauptsitz in 

Bonn hat aber nichts mit der Veröffentlichung von Jahresabschlüssen zu tun. 

 Dafür ist nämlich das Bundesamt für Justiz zuständig. Sie bekommen tatsächlich Post 
von dieser Behörde aus Bonn, wenn ein Bußgeld gegen Sie wegen der (verspäteten) 
Veröffentlichung von Jahresabschlüssen festgesetzt wird.  

 Kapitalgesellschaften, insbesondere GmbHs, aber auch bestimmte 
Personenhandelsgesellschaften wie eine GmbH & Co. KG müssen jährlich 
Informationen aus ihrer Rechnungslegung fristgerecht offen- bzw. hinterlegen. 

 Richtig ist (leider) auch: Die Veröffentlichung im Bundesanzeiger kostet - und zwar 
nicht wenig! So verlangt die amtliche Publikationsplattform bis zu 2,50 Euro-Cent 
pro sichtbarem Zeichen, wenn Scans oder Dokumente mit gescannten Bestandteilen 
eingereicht werden. Allein für den Posten „Forderungen aus Lieferungen und 
Leistungen“ ist das knapp ein Euro zusätzlich - nur für die Aufbereitung bei der 
Publikations-Plattform.  

 Wenn ein Unternehmen seinen Veröffentlichungspflichten nicht nachkommt, wird 
ein Bußgeld von mindestens 2.500 Euro bis zu 25.000 Euro festgesetzt - und das 
kann die Behörde vollstrecken lassen. 

Betrüger nutzen jedoch scheinbar oft das Halbwissen über die Pflichten und die 
Sanktionen aus. Verbreitet sind betrügerische Zahlungsaufforderungen wegen einer 
Veröffentlichung im Bundesanzeiger - offenbar mit dem Absender „Bundesamt der 
Justiz“, manchmal auch mit Bußgeld-Androhung. 

Hinweis 

Wenn eine Rechnung von einer dubiosen Quelle kommt, ist es im Zweifel besser, 
beim Spezialisten in Sachen Rechnungslegung nachzufragen. 

Kassenführung bei mobilen Handelsbetrieben ohne feste 
Betriebsstätte - Anforderungen, typische Fehler und steuerliche 
Konsequenzen 
Mobile Handelskonstellationen - insbesondere im Bereich des Lebensmittelhandels - 
sind in der Praxis keineswegs selten. Typischerweise erfolgt der tägliche Wareneinkauf 
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bei Großhändlern mit anschließender unmittelbarer Weiterveräußerung an Abnehmer, 
ohne dass eine feste Betriebsstätte oder Lagerhaltung besteht. Die 
Geschäftsabwicklung erfolgt dabei häufig vollständig in bar. Gerade in diesen Fällen 
zeigt sich in der Praxis, dass die Anforderungen an eine ordnungsgemäße 
Kassenführung häufig unterschätzt werden. Der Umstand, dass Umsätze außerhalb 
einer festen Betriebsstätte erzielt werden, führt jedoch zu keiner Erleichterung der 
gesetzlichen Aufzeichnungspflichten. Vielmehr besteht aufgrund der Bargeschäfte ein 
gesteigertes Bedürfnis nach nachvollziehbaren und zeitgerechten Aufzeichnungen. 

Mobile Handelsbetriebe mit Bargeschäften unterliegen uneingeschränkt den 
Anforderungen an eine ordnungsgemäße Kassenführung. Typische Mängel wie 
fehlende Einzelaufzeichnungen, unvollständige Kassenberichte oder nachträgliche 
Erfassung führen regelmäßig zur Verwerfung der Buchführung.   

Die aktuelle Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs (z. B. X R 19/21 bzw. X R 23/21) 
bestätigt, dass bereits formelle Defizite eine Schätzungsbefugnis begründen und die 
Finanzverwaltung die Schätzungsmethode nach pflichtgemäßem Ermessen wählen 
kann. Bei erheblichen Mängeln der Aufzeichnungen können Schätzungen erforderlich 
werden; im Einzelfall kann hierbei auch eine Rohgewinnaufschlagschätzung in Betracht 
kommen. Besondere Bedeutung kommt dabei der vollständigen und zeitgerechten 
Erfassung sowohl der Einnahmen als auch des Wareneinkaufs zu, da Mängel auf der 
Ausgabenseite die Schätzung zusätzlich verschärfen können. 
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Termine Steuern/Sozialversicherung Juni/Juli 2026 
Steuerart Fälligkeit 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.20261 10.07.20262 

Einkommensteuer, Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.06.2026 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 10.06.2026 Entfällt 

Umsatzsteuer 10.06.20263 10.07.20264 

Ende der Schonfrist obiger 
Steuerarten bei Zahlung durch: 

Überweisung5 15.06.2026 13.07.2026 

Scheck6 10.06.2026 10.07.2026 

Sozialversicherung7 26.06.2026 29.07.2026 

Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende 
Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 

Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das 
zuständige Finanzamt abzuführen. 

1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei 

Vierteljahreszahlern ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 

Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf 
einen Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der 
Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so 
frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks 
beim Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats 
fällig. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen 
gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle 
bis spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.06.2026/27.07.2026, jeweils 0 Uhr) vorliegen. 
Regionale Besonderheiten bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin 
an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder 
auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 
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